PETER-TOBIAS STOLL

Sicherheit

als Aufgabe von Staat
und Gesellschaft

Jus Publicum
101
——

Mohr Siebeck



JUS PUBLICUM

Beitrige zum Offentlichen Recht

Band 101

ARTIBUS
IN

U
kY o L
108. 0.1







Peter-Tobias Stoll

Sicherheit als Aufgabe von Staat
und Gesellschaft

Verfassungsordnung, Umwelt- und Technikrecht
im Umgang mit Unsicherheit und Risiko

Mohr Siebeck



Peter-Tobias Stoll, geboren 1959; 1993 Promotion; 2001 Habilitation; Professor fiir 6ffentliches
Recht und Direktor der Abteilung fiir Internationales Wirtschaftsrecht des Instituts fiir Volker-
recht der Universitit Gottingen.

978-3-16-158116-8 Unverdnderte eBook-Ausgabe 2019
ISBN 3-16-147871-1
ISSN 0941-0503 (Jus Publicum)

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliographie;
detaillierte bibliographische Daten sind im Internet iiber http://dnb.ddb.de abrufbar.

© 2003 J.C.B. Mohr (Paul Siebeck) Tiibingen.

Das Werk einschliefSlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschiitzt. Jede Verwertung aufler-
halb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags unzulissig
und strafbar. Das gilt insbesondere fiir Vervielfiltigungen, Ubersetzungen, Mikroverfilmungen
und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Das Buch wurde von Gulde-Druck in Tiibingen aus der Garamond-Antiqua belichtet, auf alte-
rungsbestindiges Werkdruckpapier gedruckt und von der Buchbinderei Spinner in Ottersweier
gebunden.


Vanessa.Ibis
Typewritten Text
978-3-16-158116-8 Unveränderte eBook-Ausgabe 2019

Vanessa.Ibis
Typewritten Text

Vanessa.Ibis
Typewritten Text


Vorwort

Die vorliegende Untersuchung ist im Sommersemester 2001 von der Juristischen
Fakultat der Ruprecht-Karls-Universitit Heidelberg als Habilitationsschrift an-
genommen worden. Meinem verehrten Lehrer, Prof. Dr. Dres. h.c. Réidiger Wol-
frum, danke ich fir die langjihrige Forderung und fiir die Erstellung des Erstgut-
achtens. Mein Dank gilt auch Prof. Dr. Dr. h.c. Eberbard Schmidt-Afimann, der
das Entstehen der Untersuchung mit wesentlichen Hinweisen und Anregungen
vorangebracht und schlieflich das Zweitgutachten in kurzer Zeit erstellt hat.

Die Untersuchung ist wihrend meiner Titigkeit als Referent am Max-Planck-
Institut fiir auslindisches 6ffentliches Recht und Vélkerrecht in Heidelberg ent-
standen. Seine Direktoren, neben Prof. Wolfrum Prof. Dres. h.c. Jochen Abr. Fro-
wein, haben das Unternehmen mit Interesse begleitet. Dem ganzen Institut und
Kollegenkreis danke ich fiir Ermunterung und vielfiltige Hinweise. Fiir ithre Un-
terstitzung danke ich besonders Stephanie Franck, Christina Gille, Anja von
Habn, Karen Raible, Dr. Martin Braun und Christoph Leifer. Zu Dank bin ich
dem Institut auch fir die grofiziigige Gewihr eines Druckkostenzuschusses ver-
pflichtet.

Wichtige Rechtsentwicklungen waren absehbar, als die Arbeit abgeschlossen
wurde. Sie sind unter geduldiger und dankenswerter Férderung des Lektorats
von Dr. Franz-Peter Gillig recht umfangreich nachgetragen worden, sofern sie
Gegenstand und Ergebnisse der Untersuchung betreffen.

Ein besonderer Dank gebtithrt meinen Kindern Johannes, Paul und Antonia fiir
Aufmunterung und meiner Frau Susanne fiir Unterstiitzung und Geduld.

Gottingen, im Herbst 2002 Peter-Tobias Stoll






Fur Susanne






Inhaltsiibersicht

Inhaltsverzeichnis ... ..vuutiir i i e e e

Verzeichnis der Abkiirzungen ........ ...

Teil1: Einfithrung und Fragestellung ............. ... ... ... oL,

§1 Sicherheitund Risiko .. ..o
§2 Sicherheirt, Staat und Gesellschaft . ............... ... ... . ... .....

§3 Eigener Untersuchungsansatz . .........coovvvuuinetinnnnenineanens

Teil2: Die Gewihrleistung von Sicherheit - einzelne Regelungsbereiche . . . . ..

1. Kapirel: Innere Sicherheit— Ursprung und Leitbild des Schutzstaates ... .... ...

§4 Innere Sicherheit — Grenzen des Schutzstaates und das Potential der
Gesellschafe .. ... e

§5 Technische Sicherheitund innere Sicherheit................. ... . ...

§6 Zusammenfassung . ... ...t

2. Kapirel: Unfallversicherung und Arbeitsschutz: Kompensation und Schutz . . ..

§7 Arbeitsschutz und Sozialversicherung: Entwicklungen und heutige
Strukeur ... e

§8 Maschinenschutz und Gefahrstoffe ......... .. ... ... .. . L.

§9 Zusammenfassung ... ......i. i e

3. Kapirel: Die Sicherheit von Anlagen und Technologien.....................

§10 Das Anlagenrecht des Bundes-Immissionsschutzgesetzes als Modell . . . . ..
§11 Die Sicherheit der Kernenergienutzung . . .........ovievineninnenn
§12 Gentechnik und Gentechnikgesetz ........... ... . ... o il
§13 Das Anlagen- und Technologierecht — Zusammenfassung .. .............

4. Kapitel: Die Sicherheit von Produkten ... ...,

§14 Allgemeine Regelung der Produktsicherheit durch Privatrecht und
staatliche Vorgaben ... ... o
§15 Sektorspezifische Regelungen ............ ... ... ... . i i,
§16 Zusammenfassung . ...ttt
§17 Die Gewihrleistung von Sicherheit durch Staat und Gesellschaft im
Uberblick . ...t



X Inbaltsiibersicht

Teil3: Sicherheit als Aufgabe von Staat und Gesellschaft.................... 265
g
1. Kapitel: Funktionen der Sicherheitsgewihrleistung als Risikomanagement . . . . . 266
§18 Der Ausgangspunkt: Schutzanforderungen statt Schadensverbot......... 266
§19 Risikoerkenntnis und Wissensproduktion.............. ... .. . ... 270
§20 Information und Kommunikation .........c.c.coiiiiiiiiiiiiniin.n. 284
§21 Sicherheit und technische Entwicklung .............. .. ... .. ... .. 295
§22 Sicherheit durch Wiedergutmachung und Entschadigung ............... 301
§23 Zusammenfassung . .... ..ottt e 318
2. Kapitel: Prinzipienund Grundsitze . ..........coooiiiiiiiiiii i 319
§24 DasPrinzipder Vorsorge . .. ....ooviiiiiiiiiiiic e 319
§25 Rationalitdt .. ..vvnett et e e 328
§26 Verantwortung ...............ooieaiiii it e 344
§27 Freiheit, Selbstbestimmung und Selbstregulierung . .................... 356
§28 Der Grundsatz der Zeitlichkeit . .........cooiiiii i, 364
3. Kapirel: Gewihrleistung von Sicherheit durch Ordnung . ................... 373
§29 Ordnungals OrdnungvonInteressen........................coo.... 373
§30 Regelung und Interessensausgleich..................coo i, 386
§31 Durchsetzung und Uberpriffung ........ ..., 400

4. Kapitel: Das Zusammenwirken von Staat und Gesellschaft:
Bestandsaufnahme und Probleme ..................... ... .. ... 408

§32 Gewihrleistung von Sicherheit durch einen mehrfach gestuften und

geteilten Ordnungszusammenhang zwischen Staat und Gesellschaft . . . . .. 408
§33 Chancen und Gefahren einer Differenzierungund Teilung . . . ............ 412
§34 Legitimationsfragen des Zusammenwirkens zwischen Staat und
Gesellschaft . ... ... .. 419
§35 Verteilung von Lastenund Kosten ..o, 427
§36 Zusammenfassung . ......... i 430
5. Kapitel: Der Beitrag des Parlaments zur Gewihrleistung von Sicherheit . . ... ... 431
§37 Verantwortung und Aufgaben des Parlaments bei der Gewihrleistung
von Sicherheit .. ... . L 431
§38 Funktionen und Arbeitsformen des Parlaments ....................... 437
§39 Instrumente der Gesetzgebung unter Unsicherheit..................... 455
§40 Zusammenfassung .. ... e 459
ZusammenfassunginThesen . ........ ... .o i 461

LiteraturverzeiChiis o .vvvuuon v ettt et et e 477



Inhaltsverzeichnis

Verzeichnis der Abkiirzungen ...l

Teil 1: Einfihrung und Fragestellung ...l

§1 Sicherheitund Risiko ..o

§2 Sicherheit, Staat und Gesellschaft .................................
I Das Grundrecht auf Sicherheit und der Schutzstaat ..........
II.  Sicherheit als Schutz und Fretheit im Verfassungsstaat . ........
III.  Das Verhiltnis zwischen Staat und Gesellschaft in heutiger
SIChE e e
IV.  Die Gewihrleistung von Sicherheit im Umgang mit Risiken
fiir Gesundheit und Umwelt zwischen Staat und Gesell-
schaft ..o

§3 Eigener Untersuchungsansatz .................co.coiiiiiii..

Teil 2: Die Gewihrleistung von Sicherheit — einzelne Regelungs-
bereiche ... ...

1. Kapitel: Innere Sicherheit - Ursprung und Leitbild des Schutzstaates . .

§4 Innere Sicherheit — Grenzen des Schutzstaates und das Potential der
Gesellschaft ... o
L Sicherheit durch Strafe und Strafverfolgung? ................
II.  Sicherheit durch allgemeine polizeiliche Gefahrenabwehr ...
III.  Private Gefahrenabwehr: Zulissigkeit, Pflicht und staatliche
Entlastung ...... ... .
IV. Innere Sicherheit und die staatliche Rechts- und Friedensord-
nung; eine andere Sicht auf Staat und Gesellschaft............

§5 Technische Sicherheit und innere Sicherheit .......................
1. » Technische“ Sicherheit durch Instrumente der inneren
Sicherheit? ... ... .
A. Mafinahmen zur Beseitigung von Altlasten nach dem all-
gemeinen Polizei- und Ordnungsrecht ..................



XI1 Inhaltsverzeichnis

B. Technische Sicherheit durch Strafverfolgung? ............

II.  Technik und Gewalt als Problem der inneren Sicherheit .. .. ..
A. Gesellschaftliche Konflikte als Teil des Verfassungsle-

bens ...

B. Konfliktfestigkeit von Freiheit und Eigentum ............

C. Der Sicherungsbedarf von Techniken ...................

§6 Zusammenfassung .. ...

2. Kapitel: Unfallversicherung und Arbeitsschutz: Kompensation und
Schutz . ..o

§7 Arbeitsschutz und Sozialversicherung: Entwicklungen und heutige
Struktur ...
L Die Entwicklung von Sozialversicherung und Arbeitsschutz
als Antwort auf Industrialisierung und Soziale Frage .........
A. Die beschrinkte Wirksamkeit des Haftungsrechts zur Ge-
wihrleistung des Arbeitsschutzes .................... ...
B. Gewerbeaufsicht und ihre begrenzte Wirksamkeit .......
C. Private und betriebliche Uberwachung und Versiche-
L -
D. Das Unfallversicherungsgesetz von 1884 ................
II.  Funktionselemente von Arbeitsschutz und Sozialversiche-
0T
A. Technische Sicherheit durch Standardsetzung und Uber-
wachung in einem dualen System .......................
B. Auftrag und Titigkeit der gesetzlichen Unfallversiche-
FUNEZ ettt et ettt et e e
Der Sonderfall der Berufskrankheiten ...................
Erweiterter Gesundheitsbegriff .........................
Zusammenarbeit mit den Krankenkassen ................
Institutionelle Aspekte des Arbeitsschutzes..............

™D O

1. Die Selbstverwaltung der Unfallversicherung ..............
2. Die individuelle und kollektive Teilhabe der Arbeitnehmer
am Arbeitsschutz (, Arbeitsschutzorganisationsrecht) ... ...

§8 Maschinenschutz und Gefahrstoffe ...............................
L Maschinen- und Geriteschutz — vom betrieblichen Ansatz
zum Produktrecht .......... ... . ...
A. Arbeitsschutz und Verbraucherschutz ...................
B. Maschinensicherheit — Definition der materiellen Anfor-
derungen .. ...

1. Der deutsche Standard: Allgemein anerkannte Regeln der
Technik und das Verhiltnis zu Arbeitsschutz- und Unfallver-
hittungsvorschriften ........ . .. ... i

22
23

24
24
25

25

27

28

28

29
30

31
31

35

35

37
37
39
39
40
40

41
43

43
44

46

46



II.

Inbaltsverzeichnis

a. Der Standard der allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik — Verweis auf gesellschaftlich entwickelte Problemls-
SUNEEIL . e eeee et et et e e et e e

b. Konkretisierung durch technische Normen — weitergehen-
de Anforderungen? ........ ... . oo,

c. Das Verhiltnis zu Arbeitsschutz- und Unfallverhiitungs-
vorschriften ........ ... . i

2. Der gemeinschaftsrechtliche Ansatz: Sicherheits- und Ge-

sundheitsanforderungen . ........ ... . .. ool

3. Bestimmungsgemifier Gebrauch und Fehlgebrauch: Arbeits-
schutz und Warenverkehrsfreiheit .......................

C. Mafinahmen fiir die Maschinensicherheit ................
D. Zusammenfassung ........... .o
Arbeitsschutz und Gefahrstoffe ............................
A. Verpftlichtungen des Arbeitgebers .......................
B. Rechte der Arbeitnehmer ..............................
C. Standards des Gefahrstoffrechts ........................

1. Standardsetzung: Ausschuss fiir Gefahrstoffe und DFG-
Kommission ..........oooiiiin i
a. DieRollederDFG ......... ... ... ...,
b. Das Zusammenspiel der beiden Institutionen ...........

2. Die Standardsetzung in der Praxis ................ ... ...

§9 Zusammenfassung .......ooii i

3. Kapitel: Die Sicherheit von Anlagen und Technologien ...............

§10 Das Anlagenrecht des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
als Modell . ... o

L

II.

I1I.

Urspriinge des Anlagenzulassungverfahrens .................
A. Gewerbefreiheit und Industrialisierung . .................
B. Polizei- und privatrechtliche Mafinahmen und Ansprii-
che i
C. Die Einfithrung einer vorwirkenden Anlagenzulassung . ..
D. Formen privater Uberwachung .........................
Schutzzwecke und Grundpflichten ...................... ...
A. Die Schutz- bzw. Abwehrpflicht .................... ...
B. Die Vorsorgepflicht nach §5 Abs.1 Nr.2 BImSchG ......
C. Die Bedeutung der Grundpflichten nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz .......... . ... .. oo
Das Genehmigungssystem als Verfahren der Er6ffnungskon-
trolle oL
A. Antragstellung und Sachverhaltsermittlung ..............
B. Erweiterung durch die Umweltvertraglichkeitspriifung. . .
C. Offentlichkeitsbeteiligung und Einwendungen ...........
D. Einwendungen und Erdrterungstermin..................

XIII

46
47
48
49

51
52
53
53
54
56
57

59
59
59
60

63

65

65
65
66

66
67
67
68
69
71

73

74
74

76
78



X1V

Iv.

VL

Inhaltsverzeichnis

E. Entscheidung der Behorde und Erlass des Genehmi-
gungsbescheides ......... .. ...

Das Genehmigungsverhiltnis: Uberwachung und nachtrigli-
che Anordnung ......... ... o
A. Das Uberwachungsverhiltnis ...........................

B. Die nachtrigliche Anordnung nach §17 des BImSchG ...

1. Vollzug dynamischer Betreiberpflichten ..................
2. Griinde fiir die Aktivierung der Betreiberpflicht ...........
3. Verhaltnismafligkeitsmafistabe der nachtriglichen Anord-
R T
4. Absehen von Anordnungen bei weitergehender Selbstver-
pflichtung, §17 Abs.3a BImSchG .......................

Steuerung durch Standardisierung ........... ...
A. Formen, Institutionen und Verfahren der Steuerung

durchStandards ....... ... .. .

1. Standards nicht-staatlicher Organisationen ................
2. Die direkte untergesetzliche Regelung durch Verordnungen
nach §7 BImSchG ........ ... ...
a. Die Verordnung tiber Grofifeuerungsanlagen, 13.
BImSchV ........ ..o i
a. Weitere Beispiele fir Verordnungen nach §7 BImSchG ...
3. Weitere Verordnungsermachtigungen ....................
4. Untergesetzliche Konkretisierung durch Verwaltungsvor-
schriften und ihre europarechtlichen Grenzen .............
a. Verwaltungsvorschriften als antizipierte Sachverstindigen-
gutachten ........ ... .
b. Normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften ........
c. Umsetzung europaischer Vorgaben ...................

B. Steuerung als Aufgabe der Regierung und die Anhérung
beteiligter Kreise . ......... ... i

Immissionsschutz und Anlagensicherheit auf der betriebli-
chenEbene...... ...
A. Der Immissionsschutz- bzw. Storfallbeauftragte .........

1. Bestellung und Status des Immissionsschutzbeauftragten .. ..
2. Die Aufgaben des Immissionsschutzbeauftragten ..........
3. Die Kontroll- und Uberwachungsfunktion ................

a. Aufklirungs- und Berichtspflichten ...................

b. Die Hinwirkungs- und Initiativfunktion ...............
4. Der Immissionsschutzbeauftragte und das Vollzugsdefizit . . .
5. Anderungsvorschlige . ........coo it

B. Mitteilungspflichten zur Betriebsorganisation ...........
C. Das freiwillige Umweltaudit . ....................oo.o .

1. Das materielle Programm der Oko-Audit-Verordnung . . . . ..
2. Die substantiellen Prinzip: kontinuierliche Verbesserung der
Umweltleistung von Organisationen ..............c.......

79

79
79
80

80
82

83

85

85

87
87

87
88
92
92
92
95

96
9%

97



Inbaltsverzeichnis XV

3. Vorgaben fir Organisation, Management und Kommunika-

1703 112
4. Standards und Normen fiir Umweltmanagementsysteme .... 113
5. Kontrolle und Uberwachung ........................... 115
a. Gutachterzulassung ........... .. . i 115
b. Standards fir die Kontrolle der Kontrolleure ........... 116
c. Prifungsmaflstibe und Priifungstiefe .................. 117
i.  Systempriifung und reale Kontrolle ................ 117
il. Einhaltung des Ordnungsrechts als Priifungsgegen-
stand? .............. P 118
6. Umwelt-Audit und staatliche Uberwachung . .............. 119
a. Interventionsrechte der staatlichen Kontrolle ........... 119
b. Oko-Audit und Privilegierung ....................... 120
7. Zusammenfassung . ... 122
VII. Das Verhiltnis zwischen Betreiber, Nachbarn und der Allge-
meinheit ... . 123
A. Abwehranspriiche ....... ... o 123
B. Beteiligungsanspriiche .................. ... o 125
1. Begrundung und Funktion von Verfahrensrechten.......... 126
2. Bedeutung fiir die Ausgestaltung des Verfahrens ........... 127
3. Die Herleitung von Verfahrensrechten aus dem Gesichrs-
punke einer demokratischen Teithabe .. .......... ... .... 128
4. KOOPErationsprinZiP . ......vuuveiuinueeonnnrennnneennns 130
C. Besondere Rechte auf Information ...................... 131
1. Das Umweltinformationsgesetz ......................... 131
2. Die Aarhus-Konvention ............. .. ..ol 133
3. Risikokommunikation ..........c.coiiiiiiiiiiii i 135
a. Storfalltrachtige Anlagen ...l 135
b. Abfallverbrennungsanlagen .......................... 136
VIIL Entschiadigung ... 137
A. Anspriiche nach dem BImSchG und dem BGB .......... 137
B. Das Umwelthaftungsgesetz ....................oooin.l 138
IX. Anlagenrecht, neue Technologien und Unsicherheiten ....... 139
A. Genehmigungsfihigkeit und Genehmigung von gentech-
nischen Anlagen nach dem Immissionsschutzrecht ....... 139
B. Der Elektrosmog — Regulierung neuartiger Immissionen . 141
1. Normung und administrative Kontrolle .................. 143
2. Offentliche Diskussion und Standardsetzung .............. 144
X. Zusammenfassung ...t 145
§11 Die Sicherheit der Kernenergienutzung ........................... 146
I.  Staatliche Ermdglichung und Férderung ener riskanten
Grofitechnologie: Das Atomrecht im Uberblick ............. 146
A. Forderzweck und Schutzzweck ......................... 146

B. Genehmigung und Uberwachung ....................... 148



XVl

Inhaltsverzeichnis

1. Atomrechtliche Aufsicht und Aufsichtsmafinahmen ........
2. Bestandsschutz, nachtrigliche Anordnungen und Widerruf . .
3. Ausstiegsorientierter Vollzug und periodische Sicherheits-

Uberprifung . ...... i

C. Haftung . ...oooii i

II.  Grundlagen des Sicherheitskonzepts des Atomgesetzes . ... ...
A. Die Vorgaben des Atomgesetzes: Gefahrenabwehr als
Ausgangspunkt und die Entfaltung eines differenzierten
Mafistabes . .....ovini

1. Die Trias Gefahr, Risiko und Restrisiko in der Literatur ... ..
2. Die Kalkar-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts und
das Kriterium der praktischen Vernunft...................

B. Die Konkretisierung des atomrechtlichen Sicherheitskon-
zepts — Formen und Verfahren .................. o L.

1. Formen der untergesetzlichen Konkretisierung ............
2. Institutionalisierte Beratung der Regierung durch gesell-
schaftlichen Sachverstand ..............................

C. Das Sicherheitskonzept nach seinem Inhale ..............

1. Der Grundsatz des Strahlenschutzes: Das Strahlenminimie-
rungsgebot der Strahlenschutzverordoung ................
Die Regelungen der StrSchVO fiir den Normalbetrieb ... ..

2.

a.

Orientierung an der natiirlichen Strahlung und ihrer
Schwankungsbrette: das 0,3 mSv-Konzept als Rechtferti-
gung der Strahlenexposition ........... ... .. oL

. Die Regeln zur Storfallvorsorge . .......... ... ...
a.

Storfallplanungsdosen: Grenzwerte fiir Storfille .. ... ... .

b. Der Auslegungsstorfall: Selektion von technischen Ursa-

C.

chenzusammenhingen ............ ... ... oL
Deterministische und probabilistische Methoden und Risi-
kovergleiche ......... ... ... i

. Der probabilistische Ansatz und die Problematik katastro-

phalerSchaden ....... ... ... ...

a.

c.

Die Erfassung der Schidigung einer Vielzahl von Personen
als Problem einer auf die Einzelperson bezogenen Sicht . . .

. Gefihrdung der Staatsgesamtheit .....................

Okonomische Argumente: Risikostreuung als betriebs-
wirtschaftliches, gesellschaftliches Kalkail ..............

. Rechtliche Entsprechung des Aspekts der Risikostreu-

UNZ2 o e
Bertuicksichtigung aller Kosten ........................

III.  Der Ausstieg aus der energiewirtschaftlichen Kernenergienut-
zungim Konsens .......... .. i
A. Ziele und Verfahren des Ausstieges .....................
B. Einzelheiten der Ausstiegsregelung .....................

1. Ersetzung des Forderzweckes durch den Zweck der geordne-
ten Beendigung .. ... . i

148
149

150
151

152

152
152

154

156

159
161

161
162

163
164
164
164

165

168
168

169

170
170



Iv.

Inbaltsverzeichnis

2. Verbot von Neugenehmigungen .........................
a. Pflicht zur Ermoglichung weiterer Kernenergienutzung
aus verfassungsrechtlichen Kompetenznormen und Staats-
auftragen .. ... i
b. Grundrechtliche Gebote der weiteren Zulassung der ener-
giewirtschaftlichen Kernenergienutzung: individualbezo-
gene Grenzen eines staatlichen Konzeptwechsels? .......
3. Geordnete Beendigung des Betriebs der bestehenden geneh-
migten Anlagen — nachtragliche Befristung ................
a. Aspekte der Berufsfreiheit .............. ... ... oL
b. Grenzen der Figentumsgarantie ......................

Zusammenfassung .........................................

§12 Gentechnik und Gentechnikgesetz................ ...,

L
II.

IIL

Iv.

Entwicklung und Zwecke des Gentechnikrechts .............
Regelungsansatz und Grundpflichten .......................
A. Pflicht zur Risikobewertung . ................ ..o
B. Pflicht zu Gefahrenschutz und -vorbeugung nach dem
Stand von Wissenschaft und Technik ....................
1. Konkretisierung der Grundpflicht: Sicherheitsstufen fir Gen-
technische Arbeiten in gentechnischen Anlagen ............
a. Bedeutung der Sicherheitsstufen .............. ... ...
b. Zuléssigkeit der ersten Sicherheitsstufe . ................
2. Konkretisierung der Grundpflicht: Freisetzungen und das In-
verkehrbringen ........ ... .o i
a. Bestmogliche Gefahrenabwehr und Risikovorsorge .. .. ..
b. Unvertretbare schidliche Einwirkungen ...............
c. Unvertretbarkeit und Zweckbezug . ...................
C. Aufzeichnungen und Betriebsorganisation als Grund-
pflichten ... ... ...
Staatliche Kontrolle und Steverung .........................
A. Gentechnisches Arbeiten in gentechnischen Anlagen . .. ..
1. Genehmigungsverfahren ................ ... .ot
2. Anmeldeverfahren ......... .. .. ..ol
B. Freisetzung und Inverkehrbringen — Stufen der Europii-
3 T3 g3 V-
C. Die Zentrale Kommission fiir die biologische Sicherheit . .
1o Struktur oo
2. Beratungsfunktion ........ ... .. o i,
3. Einbindung in das administrative Einzelverfahren ..........
4. Information der Offentlichkeit ......... ... .. ... ... ..
D. Die Information und Beteiligung der Offentlichkeit nach
dem Gentechnikgesetz und nach europiischem Recht .. ..
Genehmigung, Uberwachung und Bestandsschutz ...........
A. Reichweite der Genehmigung und weitere gentechnische
Arbeiten ... ... ..



XVIII Inbaltsverzeichnis

B. Uberwachung .........................................
C. Bestandsschutz und Befristung .........................
V. Haftung .. ..o

VI. Zusammenfassung ............ooiiiiiiiiiiiiiiiiiiia

§13 Das Anlagen- und Technologierecht — Zusammenfassung ..........

4. Kapitel: Die Sicherheit von Produkten ...................... ... ...

§14 Allgemeine Regelung der Produktsicherheit durch Privatrecht und
staatliche Vorgaben .............. ..
L Privatrechtliche Haftung als grundlegendes Element der Ge-

wihrleistung von Produktsicherheit ....... .. .. ..o o0
A. Das Produkthaftungsgesetz .......................o.L
B. Die EG-Richtlinie 1999/34/EG: Einbeziehung unverar-
beiteter landwirtschaftlicher Produkte ..................
C. Steuerungsleistung von Haftungsregelungen und praven-
tiven Anspriichen ........ .. ...
II.  Die 6ffentliche Regelung der Produktsicherheit..............
A. Harmonisierung von Produktanforderungen im Binnen-
markt ...

1. Dieneue Konzeption .............oiiiiiiiiiiiin...
2. Die Struktur der europdischen Normung vor neuen Heraus-
forderungen ...... ...
a. Die Gestaltung der Zusammenarbeit mit der Gemein-
schaft ..o
b. Sicherstellung des Vorrangs der europaischen Normung:
Die Informationsrichtlinie ...........................

B. Das CE-Zeichen: Zertifizierung als Gewihrleistungsele-
ment der Produktsicherheit............. ... L

1. Elemente der Selbstkontrolle ..............cccooovaioi...

2. Konformitatsbewertung durch den Hersteller oder die soge-
nannten ,benannten Stellen ............................

3. Akkreditierung der benannten Stellen ....................

C. Rickzug der Mitgliedstaaten auf die Nachmarktkontrolle
in einer europiischen Verwaltungskooperation ..........
D. Produktsicherheit als ,horizontales” Konzept ...........

1. Das Produkesicherheitsgesetz ................ ... ... ...,
2. Das ,sichere Produkt® als materieller Mafistab .............
a. Schutzgiiter ...... ... i
b. Gefahrenbegriff .......... ... ... il
c. Zu erwartende Verwendung des Produkes ..............
3. Die Instrumente der Produktsicherheit: behordliche Warnun-
genundder Riickruf .......... ... ... o ool

III.  Zusammenfassung .........c.ooiiiiiiiiiiiiin i,



Inbaltsverzeichnis XIX

§15 Sektorspezifische Regelungen ..., 228
L Schutz vor Tauschung und Schaden: Der Ansatz der Produkt-
sicherheit im Lebensmittelrecht............... ... ... 228
A. Schutz vor gesundheitsschidlichen Lebensmitteln ....... 229
B. Das System der Tauschungsvorsorge im LMBG ......... 230
C. Umsetzung und Durchsetzung ......................... 231
D. Die Fortentwicklung des Lebensmittelrechts im Sinne ei-
nes Risikomanagements ................................ 232
1. Die VO 178/2002 - Risikoanalyse und Vorsorgeprinzip ... .. 232
2. Institutionalisierung von Risikobewertung und -management
auf europaischer und deutscher Ebene .................... 233
a. Die europiische Behorde fiir Lebensmittelrecht ......... 233
b. Das Bundesinstitut fir Risikobewertung ............... 234
c¢. Das Bundesamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit ...... .. . .. 234
3. Die Verantwortlichkeit von Lebensmittel- und Futtermittel-
unternehmern .. .....oueeiiii i e ... 235
4. Information und Beteiligung von Verbrauchern und der Of-
fentlichkeit ..... ... o i 236
a. Die europiische Verordnung 178/2002 ................. 236
b. Der deutsche Entwurf eines Verbraucherinformationsge-
SELZES ot vttt e e e e 236

I1.

IiL
Iv.

Die europiischen Regelungen zur Sicherheit nevartiger Le-

bensmittel und Lebensmittelzutaten ........................ 237
A. Die Novel-Food-Verordnung .......................... 238
1. Zwecke und Anforderungen .......... ... .. ... L 238
2. Anzeigeverfahren ......... ... il 240
3. Zulassungsverfahren ...... ... .. ... o ool 240
4. Kennzeichnung ............ .. ... ... ... il 241
B. Der Vorschlag fiir eine europiische Verordnung iiber ge-
petisch verinderte Lebens- und Futtermittel ............. 243
1. Zulassung ... e 245
2. Kennzeichnung . .....oooiiiiiii i 246
C. Vorschlag fir eine Verordnung tber die Riickverfolgbar-
keit und Kennzeichnung ................... .o 246
Sicherheit von Chemikalien ..................... ... ... ... 247
Arzneimittelsicherheit ......... ... .o 249
A. Die Unbedenklichkeit und das System der Arzneimittel-
kontrolle ... .. ... 251
1. DerMaflstab . ... ..o 251
2. Durchsetzung durch Zulassung und Nachmarktkontrolle ... 252
3.Haftung ..o 253
4. Regeln fir Forschung und Erprobung .................... 253

B. Der Gebrauch innovativer Medikamente vor Zulassung .. 253



XX Inhaltsverzeichnis

V. Produktbezogene Regelungen des internationalen Wirt-
schafts- und Umweltrechts ..............o.o oo

§16 Zusammenfassung ........... .

§17 Die Gewihrleistung von Sicherheit durch Staat und Gesellschaft im
Uberblick ... ....oootii i

Teil3: Sicherheit als Aufgabe von Staat und Gesellschaft .............

1. Kapitel: Funktionen der Sicherheitsgewahrleistung als Risiko-
MANAZGEMENT ..ttt ee ettt e e e ee e eeeeens

§18 Der Ausgangspunkt: Schutzanforderungen statt Schadensverbot .. ..

I Keine Gewissheit in Wissenschaft und Technik ..............
II.  Schadensrisiko als Preis der Zweckerreichung und seine Rege-
Jung o

III.  Regelung und Kontrolle als Kernfunktionen ................

§19 Risikoerkenntnis und Wissensproduktion .........................
L Das Gebot der Wissenschaftlichkeit und seine methodischen
und prozeduralen Folgen ............... ... ...
A. Abschichtung gegeniiber der Technik und Erfahrungsre-
geln oo
B. Von der Bewiltigung zur organisatorischen Einbindung
des wissenschaftlichen Streits .............. ... ... L.
Eingrenzungen und Vorfragen ..........................
Ebenenspezifische Strukturierung des Wissenschaftlich-
keitsgebotes ... ... o

<0

1. Prozedurale Regelung der Risikoerkenntnis in Einzelverfah-
A
2. Institutioneller und personaler Ansatz in der Standardset-
ZUNG « ottt et e e e e e e e
a. Institutionelle Anleitung der Risikoerkenntnis in der pri-
vaten Standardsetzung: Die Koordinierungsstelle Umwelt-
schutzbeimDIN ... o
b. Die staatliche Standardsetzung .............. ... ...,
¢. Umweltvertraglichkeitspriifung in der Standardsetzung? . .
d. Die Richtlinie 2001/42/EG tiber die Priifung der Umwelt-
auswirkungen bestimmter Pline und Programme ........

II.  Die Zuordnung von Erkenntnisleistungen zwischen Staat und
Gesellschaft ... o

A. Inanspruchnahme gesellschaftlichen Risikowissens auf
der Standardisierungsebene ........ ... oo oL
B. Risikoerkenntnis als Verursacherpflicht auf der Einzelfall-
ebene ... ..



I1I.

Iv.

Inbaltsverzeichnis

C. Der Stand der Wissenschaft als Grenze der Risikoer-

Kenntnis . .....oorii
Wissensproduktion und Forschungsbedarf ..................
A. Risikoerkenntnis als Lernprozess und seine

Vernetzung . ......ouviniiiiiiiiiii i,
B. Bedarf zusitzlicher Forschung ..........................
Zusammenfassung . ...

§20 Information und Kommunikation .................cooiiiiin. .

L.

IL

II1.

Iv.

Die Informationsdimension der staatlichen Risikokontrolle ..
A. Information der Verwaltung durch pflichtige Betreiberan-
gaben und deren Verifikation ................... .. .
B. Nachbarn und Offentlichkeit: Verfahrenskommunikation
in der verwaltenden Risikokontrolle ....................

1. Verfahrensinformation ...........ccooiiiiiiiiinianenn,
2. Information iiber den Verfahrensgegenstand ...............

O

Inicrmation als Handlungsform und Instrument der ver-
waltenden Risikokontrolle .................. ... ...

1. Offentliche Warnungen als Handlungsform der Verwaltung . .
2. Anordnung der Risikokommunikation, von Warnungen und
Ruckrufen ......... .o

D. Informationsrechte zur Kontrolle des Staates durch die
Offentlichkeit ..............uuuuiuniniiiininns
Der Informationszusammenhang von Gesellschaft und Markt
und staatliche Informationstitigkeit und -eingriffe ...........
A. Warnung vor gefihrlichen Produkten ...................
B. Schutz vor Fehlvorstellungen mit Gesundheitsbezug . .. ..
C. Informationen als Instrument der , Konsumentendemo-
Kratie® ... .o
Information als Wirksamkeitsvoraussetzung der Rechtsverfol-
BUII -+« ettt ettt et e
A. Besondere Auskunftsanspriiche, Beweislastregelungen
und Ursachenvermutungen ...............c..cooiiia...
B. Anlassinformationen ............ .. o o
Zusammenfassung . ...

§21 Sicherheit und technische Entwicklung ....................... ...

L
IL.

II1.

Technischer Wandel als Risiko und die staatliche Kontrolle . ..
Technikstandards als Mittel der staatlichen Risikoregulie-
0=
Sicherheit durch technische Innovation .....................
A. Ausrichtung der technischen Entwicklung an Rahmenbe-
dingungen ......... oo

XX1I

280
280

285

286

286
287

287
287

288

289

290
291
291

292

293

294
294
294

295
296



XXII

Inbaltsverzeichnis

B. Beschrinkte Innovationsanreize durch Standards und

Haftung ..o 298
C. Innovationsanreize durch staatliche Férderung .......... 299
D. Die rechtliche Regelung des Vorgangs von Forschung und
Entwicklung ... 299
IV.  Zusammenfassung ........... ... 300
§22 Sicherheit durch Wiedergutmachung und Entschadigung ........... 301
L. Moglichkeiten und Grenzen des Haftungsrechts ............. 301
A. Probleme des Kausalititsnachweises, insbesondere Sum-
mations- und Distanzschiden ......... ... .. .. .. oL 302
1. ,,Unechte Summationsschiden®, Verursachermehrheit und
Marktanteilshaftung ............ oo 302
2. ,Grofle“ Summations- und Distanzschiden ............... 303
B. Informationsasymmetrien ...............c.oieiiinon... 303
C. Lasten und Kosten der Rechtsdurchsetzung ............. 304
D. Vorgaben der verwaltenden Risikokontrolle und gesetzli-
che Haftungsausschliisse ...........c...cooiiiiiiii.e, 304
II.  Erweiterung des Haftungsrechts im Hinblick auf Umwelt-
schiden ... i 305
A. Wiederherstellung von Natur und Landschaft ........... 305
B. Schadensersatz nach §22 WHG ......................... 306
C. Die Entwicklung einer originiren Umwelthaftung ....... 307
1. Volkerrechtliche Ansitze zu einer Umwelthaftung ......... 307
a. Haftung fiir Umweltschiden in besonderen volkerrechtli-
chen Haftungsregelungen ............................ 307
b. Die Lugano-Konvention ............................ 310
2. Der Vorschlag der Kommission fir eine Richtlinie iber Um-
welthaftung betreffend die Vermeidung von Umweltschiden
und die Sanierung der Umwelt .......................... 3
a. Schutzgiiter und Haftungsschwellen ................... 311
b. Verpflichtete und die Primirpflicht der Schadensvermei-
dungund Santerung ............. oL 312
c. Das ,Haftungselement“: Kostenerstattung und ihre Aus-
mahmen ... ..o 313
d. Durchsetzung durch Betroffene und ,,qualifizierte Ein-
richtungen® ... ... ... i 314
e. Das Konzept des Richtlinenvorschlags zwischen Umwelt-
politik und dem zivilrechtlichen Haftungsmodell . ....... 314
D. Zusammenfassung: Die relative Wirksamkeit des Haf-
tungsrechts im Hinblick auf die Gewihrleistung von Wie-
derherstellung und Entschadigung ...................... 315
III. Wiederherstellung und Entschidigung aulerhalb des Bereichs
derHaftung ........... o i 315

A. Personenschiden und Versicherungen ................... 315



Iv.

B.

C.

Inhaltsverzeichnis

Ordnungsrechtliche Ermichtigungen fir die Wiederher-
stellung ..o
Fondslosungen ..o

Ausblick . ... .

§23 Zusammenfassung .......... i

2. Kapitel: Prinzipien und Grundsitze ................cooiiiiiiin...

§24 Das Prinzip der Vorsorge .........ooeuviiiiniiniiniinininaaan.
Begriff und rechtliche Grundlagen ..........................
Zwecke und Strukturen der Vorsorge aus der Sicht ihrer of-

fentlich-rechtlichen Pragung ..................ocoiit.

I
IL.

II1.

Iv.

V.

A.
B.
C.
D

. Entscheidungs- und Rechtsprobleme der verwaltungs-

Die Risitkovorsorge .........oooviiiiiiiiiiiiiiii
Die Ressourcenvorsorge ...............coccoiiuiiaaa...
Methoden und Mafinahmen der Vorsorge ...............

rechtlich angeordneten Vorsorge ........................

Vorsorge als gesellschaftliche Aufgabe auf der Grundlage des

Privatrechts? ... ... oo
Vorsorge zwischen Staat und Gesellschaft ...................
Zusammenfassung ...

§25 Rationalitdt ........oonieriiiee e

L

IL.

Rationalititserwartungen an die Wissenschaft ...............

A.

B.

Rationalitit durch Strukturierung von Risikoerkenntnis
in prozeduraler Hinsicht ............... ... ...,
Die Problematik der Erkenntnis als Mafistab der Ent-
scheidung tiber die Sicherheir ................... ... ...

Rationalititserwartungen andas Recht ......................

A.

Materielle Maflstabe ....... ... ... .. . ... .. ...,

1. Der Schutz der korperlichen Unversehrtheit und der Ge-
sundheit ...
a. Bewertungsfragen des Gesundheitsschutzes in der Stan-
dardisierungspraxis ........ ...l
1. Typisierungserfordernisse und der Schutz besonderes
empfindlicher Personengruppen ...................
ii. Standardsetzung bei Einwirkungen ohne Unbedenk-
lichkeitsschwelle und Naturvergleich ...............
iii. Abschichtung des Arbeitsschutzes .................
iv. Entlastung durch Vorgabe von statistischen Wahr-
scheinlichkeitsmafistaben ........... ... ... ...
v. Entlastung durch Risiko-Risikovergleiche? . .........
b. Zusammenfassung . ...... ... oo
2. Sachglter ...o.vvnt i e
3. Wertorientierungen im Hinblick auf die Umwelt ...........

XXIII

326



XXV Inhaltsverzeichnis

4. Vorgaben fiir die Nutzenseite von Risikobewertungen ......
5. Zusammenfassung: Nicht Wert- sondern Vergleichsmaf-
Stabe .o

B. Organisatorische und prozedurale Mafistibe ............

1. Sachrichtiges Entscheidungsprogramm ...................
a. Bewertungs- und Abwigungsregeln als Entscheidungspro-
40111 11 U N
b. Konditionale Ausrichtung der Kontrollerlaubnis ........
c. Standards als Erginzung des Begriindungszusammen-
hangs und Anforderung an die ebenengerechte Verteilung
des Entscheidungsprogramms .................. .. ...,
2. Interessenberticksichtigung ................ ... ...

II.  Zusammenfassung .............oeiiieiininniiineeneiunnons

§26 Verantwortung .. ......vuvuinininiii e

L Die Verantwortung des einzelnen ...........................
Verantwortung und Freiheit ................ ... .. ..
Wirtschaftliche Grundlagen ................ .. ... .. ..
Eigen- oder Selbstverantwortung? ......................
Verursacherprinzip .........c.oooviiiiiiiniiia...
Folgerungen aus der Verantwortung des einzelnen .......

1. Folgenanlastung als Folgenverantwortung ................

2. Anlastung der Risikoerkenntnis und Regelung als Ausdruck
einer Gegenstands- oder Zustindigkeitsverantwortung . ... ..

3. Betreiberpflichten als Konkretisierung von Verantwortung
auch gegenuber Dritten und der Allgemeinheit ............

sE-NeX- 2

II.  Dic Verantwortung des Staates ..., ..
A. Grund und Mafistab der staatlichen Verantwortung ......

1. Die ,Mitverantwortung® als Ausgangspunkt einer Klirung
2. Steigerung der aus den Schutzpflichten folgenden Verantwor-
BUILE e ettt et e e e e et et e e e e e e
3. Die Ambivalenz der staatlichen Risikokontrolle ...........
a. Verdringung privater Abwehrrechte als Verantwortungs-
entlastung Privater durch Ausschluss des Investitionsrisi-
KOS o
b. Eingrenzung von Erkenntnispflichten und Entwicklungs-
anreizen durch Regelung ............ ... ... ... ...,
4. Die Berucksichtigung des eigenen Ermoglichungsbeitrages
bei der Bemessung staatlicher Verantwortung ..............

B. Begrenzte Folgenverantwortung ........................
III. Gemeinsame Verantwortung zwischen Staat und Gesellschaft

und Kooperationspflichten ..................... ...
IV.  Verwaltungsverantwortung...............cocoiiiiii oo,
V. Zusammenfassung ..........o i

339

340
341
341

341
342

342
343

343

344
346
346
347
348
349
349
349

349

350
351
351
351

351

352

352

353

353
353



Inhaltsverzeichnis

§27 Freiheit, Selbstbestimmung und Selbstregulierung .................

I.

IL.

Die Selbstbestimmung iiber Ristken .................... ...,
A. Fallgruppen ....... oo
B. Der Begriff der Selbstbestimmung ......................
C. Grundlagen der Selbstbestimmung im Verfassungsrecht ..

1. Der Anspruch auf Information als Voraussetzung der Selbst-
Bestimmung .« ..o vt e
2. Die Freiheit zum Bezug gefihrlicher Produkte und ihre
Durchsetzbarkeit ........... .. ... oo
3. Selbstbestimmung und Mitbestimmung im Arbeitsschutz ...
D. Grenzen der Selbstbestimmung .........................

1. Grenzen der eigenen Selbstbestimmungen: Suchtwirkungen .

2. Gesellschaftsbezug — Mitverantwortung und Versichertenge-
meinschaft ...

3. Keine Ausstrahlungswirkung der Selbstbestimmung auf An-
bieter von risikotrichtigen Produkten .............. .. ...

E. Zusammenfassung ........... .. oo,
Selbstkontrolle und Selbstregulierung in der Gesellschaft . . ...
A. Selbstkontrolle und Selbstregelung in Verfahren der admi-

nistrativen Ristkokontrolle ................. ... ...
B. Organisationsformen der gesellschaftlichen oder staatsfer-

nen Risikokontrolle — Staatliche Obliegenheiten .........
C. Zusammenfassung ............coveiiiiiiiiiiiiiiiii...

§28 Der Grundsatz der Zeitlichkeit ........ ...

L.

IL.

I11.

Die Eigenzeitlichkeit von Zustinden, Interessen und Verfah-
=5 U
A. Der Wandel tatsichlicher Umstinde ....................
B. Das Zeitprofil von Interessen .................ooooooa...
C. Die Eigenzeitlichkeit von Entscheidungen und Verfah-

Rechtliche Grundsitze zum Umgang mit Zeit ...............

A. Aktuell wirksamer Schutz der Grundgiiter und Vorsorge .

B. Nachgenerationenschutz: zeitliche Erweiterung der Inter-

essenperspektive .. .. ...

C. Die Rechtssicherheit in zeitlicher Perspektive ............

1. Vertrauens- und Bestandsschutz .............. ... ... ...

2. Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit staatlichen Handelns .

3. Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung .................

D. Mechanismen und Elemente der Zeitsteuerung ..........
1. Die Periodisierung von Regelungen: nachtrigliche Anord-

nungen und Befristungen . .......... ... oo

2. Realisierung vor Abschluss des Zulassungsverfahrens .......

Zusammenfassung ..........oii



XXVI

Inhaltsverzeichnis

3. Kapitel: Gewibhrleistung von Sicherheit durch Ordnung..............

§29 Ordnung als Ordnung von Interessen .............ccoooiuiinn.....

L

IL.

IT1.

Iv.

Interessensgewihrleistung durch Giiterzuordnung ...........
A. DasInteresseanSachen ...l
B. Menschliche Gesundheit als Individualinteresse . .........
C. Umweltinteressen als Zuordnungsproblem ..............
1. Umwelt als Eigentum? — Umweltnutzung als Fretheit? .. .. ..
2. Individuelle oder staatliche Zuweisung kraft Verfassungs-

recht? oo

a. Offentlich-rechtliche Bewirtschaftungsregelungen als be-
sondere Zuordnung andenStaat ........... ... ...l
b. Private Nutzungsrechte und Abgabenlosungen..........
D. Nutzen riskanter Vorhaben und Tatgkeiten .............
E. Zusammenfassung ...... ...
Wahrnehmung von Interessen als Aufgabe ..................
A. Interessenwahrnehmung durch die Verwaltung ..........
1. Schutz der Gesundheitsinteressen zukiinftiger Generationen .
2. Nutzen riskanter Vorhaben und Tatigkeiten .. .............
B. Sicherung von Interessen durch Versicherungssysteme ...

1. Gesundheitsinteressen: die gesetzliche Unfallversicherung
und die Krankenversicherung .................... ... ...
2. Umwelt- bzw. Risikogenossenschaften ...................

C. Oko-Audit: Wa}\lrung von Umweltinteressen durch Un-
ternehmen . . ... ..
Organisatorische und verfahrensmiflige Sicherung von Inter-

A. Unternehmensstruktur und Sicherheitsregelung: Das Be-
aUftraglenWesen ..........oeueiuneiiiiieiniinaiiaann..
B. Binnendifferenzierung staatlicher Verwaltung ...........
C. Biindelung und kollektive Wahrnehmung von Interessen .
Zusammenfassung ... .. oo

§30 Regelung und Interessensausgleich ....................... ... ...,

L.

I1.

III.

Die eigene Risikoregelung des Risikoverursachers auf der
Grundlage von Rahmenbedingungen.................. ... ..
A. Steuerbarkeit tiber Rahmenbedingungen ................
B. Doppelkontrolle durch Zertifizierung und Versicherung .
Gesellschaftlicher Interessenausgleich durch Interaktion der
Beteiligten ..ot
A. Interessenausgleich durch vorherige Verhandlung und
Vereinbarung . ........oooiiiiiii
B. Risikoregelung iiber den Markt und die Offentlichkeit . ..
Verwaltende Ristkoregelung ...,

376

381
382

383

383

383
384



Inbaltsverzeichnis XXVII

A. Gemeinwohlkonkretisierung, Interessensvermittlung und
Akzeptanz .. ...

B. Strukturen und Verfahren der verwaltenden Risikokon-
trolle . ..o
1. Die Offentlichkeitsbeteiligung im Anlagenrecht ............
a. Informationsbeziehungen ............. ... ... .. ...,
b. Diskurs und Verhandlung .................... ... ...
¢. Bewertungund Kritik . ... i
1. Sachaufklirung und Interessenberiicksichtigung .. ...
il. Vermittlungsleistung ......... . .. ...l
d. Verbesserungsvorschlage: Verhandlung und Kontrolle . . ..
IV.  Standardsetzung .......... ...l
A. Private Standards ........... o
B. Staatliche Standards .............. ...

C. Die Einbeziehung privater Standardisierung in die ver-

waltende Risikokontrolle........................... ...

1. Verfassungsrechtliche Grenzen und Anforderungen ........
2. Mandat und materielle Mafistabe ........................
3. Verfahren, Interessenbeteiligung und Publizitit ............
4. Staatliche Rezeption als Auffangverantwortung ............

V. Zusammenfassung .........................................

§31 Durchsetzung und Uberpriffung .....................oooonii....
L Vollzug privatrechtlicher Vorgaben .........................

. Vollzug im Arbeitsschutz ............. ... .. ... ...,

III.  Das Problem des Vollzugs im Anlagenrecht .................

A. Das Vollzugsdefizit ...........ooooiiii i,

B. Durchsetzung durch Nachbarn und die Allgemeinheit ...

C. Vorschlige zur Verbesserung des Vollzugs ...............

1. Ausweitung des Drittschutzes auf Vorsorgewerte ..........
2. Verbandsklage ............ .. . i
a. Das Beispiel der naturschutzrechtlichen Verbandsklage . . .
b. §41 UGB-KOME « e eenvenseeanseraneeaneaeeenn,
3. Wettbewerbsklage . ...

D. Zusammenfassung ........ ... i

4. Kapitel: Das Zusammenwirken von Staat und Gesellschaft: Bestands-
aufnahme und Probleme ...

§32 Gewihrleistung von Sicherheit durch einen mehrfach gestuften und
geteilten Ordnungszusammenhang zwischen Staat und Gesell-
schaft .. oo
L Der unmittelbare Umgang mit riskanten Titigkeiten oder Zu-

standen als erster Regelkreis ..............coooiiiiiiia..
II.  Der soziale Steuerungszusammenhang ......................

396
397
397
398
398

399



XXVIIi

ITI.

Inbaltsverzeichnis

A. Staatliche und gesellschaftliche Elemente ................

B. Schichtung konkreter und abstrakter Steverung ..........

C. Soziale Steuerung in verschachtelten Regelkreisen als
Ristko oo

Urspriinge und Griinde der Teilung und Differenzierung . .. ..

§33 Chancen und Gefahren einer Differenzierung und Teilung .........

L

IL.

III.

Sicherheitsfordernde Effekte der Doppelkontrolle und auf-
fangenden Gewihrleistung ............ ..o i
Sicherheitsgefihrdende Folgen der Differenzierung ..........
A. Private Verantwortungsbeschrankung durch staatliche
Regelung .....oooiii i
B. Enthaftungseffekte durch staatliche Erméglichung .......
C. Koordinationsaufwand und Anfilligkeit formalisierter In-
formations- und Kommunikationsbeziehungen ..........
D. Verantwortungsparzellierung ............. ... ... ...,
Vervollstandigung gesellschaftlicher Aufgabenzusammenhin-
ge und die verbleibende Verantwortung des Staates ..........
A. Stufen staatlicher Verantwortung und Moglichkeiten ei-
nes weiteren Riickzugs des Staates ......................
B. Verbleibende Verantwortung des Staates in funktioneller
Perspektive . ...ooouviii

1. Verantwortung fur die Funktion des Kontrollzusammen-
hangs ... ..
2. Ordnungsverantwortung .. .. ........oueneeuenannnenenn..

C. Beobachtungs- und Forschungsverantwortung ..........

§34 Legitimationsfragen des Zusammenwirkens zwischen Staat und

Gesellschaft ... .

L

IL.

I1I.

Offentlichkeits- und Nachbarbeteiligung: Stirkung oder
Gefihrdung der Legitimation? ...t
Die sachverstindige Beratung von Regierung und Verwal-
TUDLE «eeen ettt e ettt ettt e e e e et
A. Formale Wahrung des staatlichen Letztentscheidungs-
rechts und faktischer Einfluss ................... ... ..
B. Keine Legitimation im Durchgriff auf die Beratungs-
struktur ...
C. Sachlich-inhaltliche Legitimation und Rationalitit .......
D. Staatliche Entscheidung im Kontext eines allgemeinen
und offentlichen Diskurses ..............o..c oo
Zusammenfassung .. .......iiiiiii e

409
410

410
411

412

413
413

413
414

415
415

420



Inhaltsverzeichnis XXIX

§35 Verteilung von Lasten und Kosten ...............ooooiii i, 427
L Kontrolle von Risikoquellen, Risikoerkenntnis und laufende
Uberwachung . ...........ooiiiiiiiiiii i, 428
II.  Ressourcenvorsorge, ckonomische Instrumente und staatli-
che Bewirtschaftung .......... ... 429
III.  Umwelt- bzw. gemeinwohlgerechten Gestaltung von Wirt-
schaftsvorgangen ........... ... oo 429
§36 Zusammenfassung ..........o 430

5. Kapitel: Der Beitrag des Parlaments zur Gewihrleistung von

Sicherheit .. ... ... 431
§37 Verantwortung und Aufgaben des Parlaments bei der Gewihr-
leistung von Sicherheit ........ ... 431
I.  Die Verantwortung des Parlaments fiir Schutzpflichten und
Staatsaufgaben ... ... ... ... 432
A. Konkretisierung durch das Bundesverfassungsgericht .... 432

B. Die Pilichtenstellung des Parlaments im Lichte der
Funktionen und Grundsitze der Sicherheitsgewahr-

lelstung ... 432
II.  Funktionen des Parlaments ....................o oL, 433
A Gesetzgebung ...l 433

B. Regelungsbedarf, Regelungsdichte und die Kompetenz
der Verwaltung ...... ... ..o 433
C. Der Legitimationsbedarf ..................... ... ..., 434

D. Die Prifungs- und Aktualisierungspflicht des Gesetz-
gebers ... 436
III.  Kontrolle der Regierung ..., 436
IV.  Offentlichkeitsfunktion ..............c.c.cuuuuuuinnn. e 437
§38 Funktionen und Arbeitsformen des Parlaments .................... 437
L Besondere Berichtspilichten der Bundesregierung ........... 438
A. Zusammenfassung ..o 439
II.  Institutionelle Formen der parlamentarischen Arbeit ......... 439
A. Enquete-Kommissionen .................c.ooiiiiit 439
1. Funktionen von Enquete-Kommissionen ................. 440
a. Gesetzgebung und Kontrolle der Regierung ............ 440
b. Besondere Funktionen .............. ... ... ... . ... 442
1. Rezeption und Verwertung wissenschaftlicher Er-

kenntnisse ... 442
1. Offentlichkeitsfunktion .............. ... .. ... 442
2. Zusammenfassung .. ... ...l 443

B. Einzelne Kommissionen ..................cciviiiii... 444



XXX Inhaltsverzeichnis

1. Enquete-Kommission ,,Zukiinftige Kernenergiepolitik . . . .. 444
2. Enquete-Kommission: ,,Chancen und Risiken der Gentech-
nologle . e 445

C. Zusammenfassende Bewertung der Leistung von Enque-
te-Kommissionen bei der Gewihrleistung der Sicherheit . 446
III.  Die Technikfolgenabschitzung ............... ... ... .. .. 447
A. Enquete-Kommission ,, Technologiefolgenabschitzung-
und Bewertung; Rahmenbedingungen fiir die technische

Entwicklung® ... ... i 448

B. Einsetzungdes TAB ..., 452

IV.  Die Umweltvertriglichkeitspriifung von Gesetzesentwiirfen . 453

V. Die Gesetzesfolgenabschdtzung ............................ 454

§39 Instrumente der Gesetzgebung unter Unsicherheit................. 455
L Experimentier- und Versuchsgesetze ........................ 457

II.  Befristete GeSetze .....ocvuiiiuiiiueiiiein e, 458

III.  MOratoriUmSgeSetZe . .vuvrt ettt eeens 458

§40 Zusammenfassung ...........i i i 459
Zusammenfassung in Thesen .......... ... 461
Einzelne Regelungsbereiche ............ .. .. o 461
Anlagenrecht . ... o 463
Produktrecht ..... ..o 464
Sicherheit als Aufgabe von Staat und Gesellschaft ...................... 465
Funktionen ..... ... ... e 465
Prinziplen ........ooiiio i 467
Rechtliche Ordnung . .......oooviii 470
Das Parlament ... ... 473
Ausblick .. ... o 474

Literaturverzeichnis ......oooviuie i e 477



a.2.0.
AbfG
AbLEG
Abs.
AcP
AFAS

AG

AgA
AGS
AIDS
ALR
AMG
AGR
ArbSchG

ArbStoffVO

Art.
AG
AtVEiV.

Aufl.
AVR
BAnz.
BAPT
BarbBL
BAT
BauGB
BayVBI.
BB
BBergG
Bd.
Beil.
Betr VG
BGB
BGBI.
BGH

Verzeichnis der Abkiirzungen

am angegebenen Ort

Abfallgesetz

Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaft

Absatz

Archiv der civilistischen Praxis

Abteilung fiir angewandte Systemanalyse des Kernforschungs-
zentrums Karlsruhe

Aktiengesellschaft

Ausschufl fur gefihrliche Arbeitsstoffe

Ausschuf fiir Gefahrenstoffe

Acquired Immune Deficiency Syndrome

Allgemeines preuflisches Landrecht

Arzneimittelgesetz

Archiv des offentlichen Rechts

Gesetz tiber die Durchfithrung von Mafinahmen des Arbeits-
schutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes der Beschiftigten bei der Arbeit

Verordnung iiber gefihrliche Arbeitsstoffe (Arbeitsstoffverord-
nung)

Arukel

Atomgesetz

Verordnung tiber das Verfahren bei der Genehmigung von Anla-
gen nach §7 des Atomgesetzes (atomrechtliche Verfahrensver-
ordnung)

Auflage

Archiv des Volkerrechts

Bundesanzeiger

Bundesamt fiir Post und Telekommunikation
Bundesarbeitsblatt

biologischer Arbeitsplatztoleranzwert

Baugesetzbuch

Bayerische Verwaltungsblatter

Betriebs-Berater

Bundesberggesetz

Band

Beilage

Betriebsverfassungsgesetz

Birgerliches Gesetzbuch

Bundesgesetzblatt

Bundesgerichtshof



XXXII

BGV
BImSchG
BImSchVO
BMA
BMFT
BMU
BR-Drs.
BRG

BSE
BT-Drs.
BVerfG(E)
BVerfGG
BVerwG(E)
bzw.

CDU

CEN
CENELEC
ChemG
CRTD

CSU

d.h.

DNA

DAU

DB

DDR

Ders.

DFG

DIN

DM

Doc.

DOV

e V.

ECE

EG

EG-Maschinen-
richtlinie

EG-Oko-Audit
(-Verordnung)

EGV

Einl.
EMRK

endg.
EnWG

Verzeichnis der Abksirzungen

Berufsgenossenschaftliche Vorschriften
Bumdes-Immissionsschutzgesetz
Bundes-Immissionsschutzverordnung
Bundesministerium fiir Arbeit und Sozialordnung
Bundesministerium fiir Forschung und Technologie
Bundesministerium fiir Umwelt

Drucksache des Bundesrates

Betriebsritegesetz

Bovine Spongiforme Encephalopathy

Drucksache des Bundestages
Bundesverfassungsgericht (Entscheidungssammlung)
Bundesverfassungsgerichtsgesetz
Bundesverwaltungsgericht (Entscheidungssammlung)
Beziehungsweise

Christlich-Demokratische Union

Comité Européen de Normalisation

Comité Européen de Normalisation Electrotechnique
Chemikaliengesetz

Convention on Civil Liability for Damage Cause during Carriage
of Dangerous Goods by Road, Rail and Inland Navigation Ves-
sels

Christlich-Soziale Union

das heiflt

Desoxyribonukleinsiure

Deutsche Akkreditierungs- und Zulassungsgesellschaft
Der Betrieb

Deutsche Demokratische Republik

Derselbe

Deutsche Forschungsgemeinschaft

Deutsches Institut fiir Normumg

Deutsche Mark

Document

Die offentliche Verwaltung

eingetragener Verein

United Nations Economic Commission for Europe
Europiische Gemeinschaft

Richtlinie des Rates 89/392 EWG fiir Maschinen

Verordnung (EWG) Nr.1836/93 des Rates uber die freiwillige
Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschafts-
system fiir das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprii-
fung

Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft v. 25.03.
1957, 1. d. E des Amsterdamer Vertrags v. 02.10. 1997 (EG-Ver-
trag)

Einleitung

Europiische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten

Endgiltig

Gesetz iiber die Elektrizitits- und Gasversorgung (Energiewirt-
schaftsgesetz)



ERK-Werte
EUDUR

ET
EuGH(E)
EuGRZ
EuZW
EWG

f.

FAG
FAO
FDP

ff.
FTEG

GATT 1947
GaU
GBL
GefStoffVO

GenTAnhV
GenTAufZV
GenTG

GenTR/BioMedR

GenTSV
GenTVIV
GewArch
GewO
GfaVv

GG
GN
GOBT
GSG
GV
GVG
HEW
HGB
HNS

Hrsg.

HStR

HVBG

1.d.F

ICC

Informations-
richtlinie

Verzeichnis der Abkiirzungen XXXIII

Einwirkungs-Richt-Konzentrationen, heute: Ausloseschwellen
Handbuch zum europiischen und deutschen Umweltrecht (Ren-
geling, Hrsg.)

Energiepolitische Tagesfragen

Europiischer Gerichtshof (Entscheidungssammlung)
Europaische Grundrechtezeitschrift

Europiische Zeitschrift fiir Wirtschaftsrecht

Europiische Wirtschaftsgemeinschaft

Folgende

Fernmeldeanlagengesetz

Organisation fir Erndhrung und Landwirtschaft der Vereinten
Nationen (Food and Agriculture Organisation)
Freiheitlich-Demokratische Partei

Fortfolgende

Gesetz iiber Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrich-
tungen

General Agreement on Tariffs and Trade 1947

Grofiter anzunehmender Unfall

Gesetzesblatt

Verordnung zum Schutz vor gefihrlichen Stoffen (Gefahrstoff-
verordnung)

Gentechnik-Anhérungsverordnung
Gentechnik-Aufzeichnungsverordnung

Gesetz zur Regelung der Gentechnik (Gentechnikgesetz)

Recht der Gentechnik und Biomedizin (Eberbach/Lange/Ronel-
lenfitsch, Hrsg.)

Gentechnik-Sicherheitsverordnung
Gentechnikverfahrensverordnung v. 04.11. 1996

Gewerbearchiv

Gewerbeordnung

Grofifeuerungsanlagenverordnung- 13. Verordnung zur Durch-
fithrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzen

Grundgesetz

europiische Grundnorm

Geschiftsordnung des Bundestages

Geritesicherheitsgesetz, Gesetz tiber technische Arbeitsmittel
Generalversammlung der Vereinten Nationen
Gerichtsverfassungsgesetz

Hamburgische Electrizititswerke AG

Handelsgesetzbuch

International Convention on Liability and Compensation for
Damage in Connection with the Carriage of Hazardous and No-
xious Substances by Sea

Herausgeber

Handbuch des Staatsrechts (Isensee/Kirchhof, Hrsg.)
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften

in der Fassung

International Chamber of Commerce

Richtlinie des Rates v. 28.03. 1983 iiber ein Informationsverfah-
ren auf den Gebieten Normung und technische Vorschriften



XXXIV

InfUR
Insb./insbes.
ISO

ITU
IVU-Richtlinie

JuS
JZ

K]
KritV

KTA
LMBG

LuftVG
MAK
MARPOL

mg/m’
MIS
MSv
MedR
mwN
NJw
NOEL
Nr.
NRW
NuR
NVwZ
NWVBI.
NZA
OECD

ozp

OTA
OoVG
owiG
ProdHaftG
ProdSG
RdA

Res

RGBL
RGewO
RHaftPfIG
RIW

RKI

Rn.

Rs.

Verzeichnis der Abkiirzungen

Informationsblatter Umweltrecht

Insbesondere

Internationale Standardisierungsorganisation

Internationale Telekommunikationsunion

Richtlinie 96/61 des Rates v. 24.09. 1996 {iber die integrierte Ver-
meidung der Umweltverschmutzung

Juristische Schulung

Juristenzeitung

Kritische Justiz

Kritische Vierteljahresschrift fiir Gesetzgebung und Rechtswis-
senschaft

Kerntechnischer Ausschuf}

Gesetz iiber den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnisen,
kosmetischen Mitteln und sonstigen Bedarfsgegenstinden (Le-
bensmittel- und Bedarfsgegenstindegesetz)

Luftverkehrsgesetz

maximale Arbeitsplatzkonzentration

International Convention for the Prevention of Pollution from
Ships

[HZ]Milligramm pro Kubikmeter

Ministerium fiir Staatssicherheit (der DDR)

Millisievert

Medizinrecht

mit weiteren Nachweisen

Neue Juristische Wochenschrift

no observable effect levels

Nummer

Nordrhein-Westfalen

Natur und Recht

Neue Zeitschrift fur Verwaltungsrecht

Nordrhein-Westfalische Verwaltungsblitter

Neue Zeitschrift fir Arbeits- und Sozialrecht

Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (Organization for Economic Cooperation and Develop-
ment)

Osterreichische Zeitschrift fiir Politikwissenschaft

Office of Technology Assessment

Oberverwaltungsgericht

Ordnungswidrigkeitengesetz

Produkthaftungsgesetz

Produktsicherheitsgesetz

Recht der Arbeit

Resolution

Reichsgesetzblatt

Reichsgewerbeordnung

Reichshaftpflichtgesetz v. 07.06. 1871

Recht der internationalen Wirtschaft

Robert-Koch-Institut

Randnummer

Rechtssache



RSK
RVO
Rz.
S./s.
Sess.
SGB
SGB1
SGB III
SGB IV

SGBV
SGB VII
Slg.

SNWG
SozR
SPS-Ubereinkommen

SSK
StFVO

StGB
Storfall-vwV
StPO
StrSchvO
StrVR

StVG
TA Larm
TA Luft
TAB
TKG
TKZulV
TRK
TOV
u.a.
u.v.a.m.
UAG
UGB - KomE

UIG
UmweltHG
UN GAOR
UN-Charta
UPR
USA
UTR

XXXV

Verzeichnis der Abkiirzungen

Reaktorsicherheitskommission

Reichsversicherungsordnung

Randzeichen

Seite/siehe/Satz

Session

Sozialgesetzbuch

Erstes Buch des Sozialgesetzbuches. Allgemeiner Teil (I).
Drittes Buch des Sozialgesetzbuches (III). Arbeitsférderung.
Viertes Buch des Sozialgesetzbuchs (IV). Gemeinsame Vorschrif-
ten fur die Sozialversicherung

Fiinftes Buch des Sozialgesetzbuchs (V). Gesetzliche Kranken-
versicherung

Siebtes Buch des Sozialgesetzbuches (VII). Gesetzliche Unfall-
versicherung

Sammlung des Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europii-
schen Gemeinschaften

Siuglingsnahrungswerbegesetz

Sozialrecht

Ubereinkommen iiber die Anwendung gesundheitspolizeilicher
und pflanzenschutzrechtlicher Mafinahmen
Strahlenschutzkommission

12. Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Storfallverordnung)

Strafgesetzbuch

Storfall-Verwaltungsvorschrift

Strafprozeflordnung

Strahlenschutzverordnung

Gesetz zum vorsorgenden Schutz der Bevolkerung gegen Strah-
lenbelastung (Strahlenschutzvorsorgegesetz)
Straflenverkehrsgesetz

Technische Anordnung zum Schutz gegen Lirm

Technische Anordnung zur Reinhaltung der Luft

Biiro fiir Technikfolgenabschitzung beim Deutschen Bundestag
Telekommunikationsgesetz
Telekommunikationszulassungsverordnung

Technische Richtkonzentration

Technischer Uberwachungsverein

und andere/unter anderem

und vieles andere mehr

Umweltauditgesetz

Entwurf der Unabhangigen Sachverstindigenkommission zum
Umweltgesetzbuch beim Bundesministerium fiir Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit

Umweltinformationsgesetz

Umwelthaftungsgesetz

United Nations General Assembly Official Reports

Charta der Vereinten Nationen

Umwelt- und Planungsrecht

Vereinigte Staaten von Amerika

Umwelt- und Technikrecht



XXXVI

UvP
UVPG

V.

VDE

VDI
VersR
VerwArch
VG

VGB

VGH
Vor.
VVDStRL

VwViG
WHG
WHO
WiVerw
WRV
WTO
z.B.

z.T.
ZeuS
Zfu
ZFW
zG
ZHR
Ziff.
ZKBS

ZKBSV

ZParl
ZRP

Verzeichnis der Abkiirzungen

Umweltvertraglichkeitspriifung

Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprufung

vom/von

Verband der Elektrotechnik, Elektronik und Informationstech-
nik

Verein Deutscher Ingenieure

Versicherungsrecht

Verwaltungsarchiv

Verwaltungsgericht

Verzeichnis der FEinzel-Unfallverhiitungsvorschriften der ge-
werblichen Berufsgenossenschaften (VBG-Vorschriften), hrsg.
vom HVBG

Verwaltungsgerichtshof

Vorbemerkung

Veroffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechts-
lehrer

Verwaltungsverfahrensgesetz

Wasserhaushaltsgesetz

World Health Organization

Wirtschaft und Verwaltung

Weimarer Reichsverfassung, RGBI. 1919, S.1383

World Trade Organisation

zum Beispiel

zum Teil

Zeitschrift fir europarechtliche Studien

Zeitschrift fiir Umweltpolitik & Umweltrecht

Zeitschrift fur Wasserrecht

Zeitschrift fiir Gesetzgebung

Zeitschrift fur das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
Ziffer

Zentrale Kommission fiir die biologische Sicherheit beim Robert-
Koch-Institut

Verordnung iiber die Zentrale Kommission fiir die biologische Si-
cherheit

Zeitschrift fur Parlamentsfragen

Zeieschrift fiir Rechtspolitik



Teil 1

Einfilhrung und Fragestellung

§1 Sicherheit und Risiko

Von Sicherheit ist in verschiedenen Zusammenhingen in Gesellschaft und Politik
immer wieder die Rede. So wird beispielsweise die Sicherheit der Verbraucher,
der Altersvorsorge und die Sicherheit vor Kriminalitit angemahnt. In dem
Wunsch nach Sicherheit driickt sich ein Grundbediirfnis des Menschen gegen-
ber Gesellschaft und Staat aus. Die mit dem Begriff der Sicherheit verbundenen
Inhalte und Vorstellungen lassen sich kaum abstrakt und positiv beschreiben,
sondern werden durch den jeweiligen aktuellen Anlass bestimmt. Von Sicherheit
ist die Rede, wenn der Eindruck besteht, dass Vorginge und gesellschaftliche Zu-
stinde sie vermissen lassen. Sie hat dann eine gesellschaftliche Bedeutung, wenn
sich Empfindungen des Unbehagens oder der Unsicherheit zu einem gesellschaft-
lichen Moment verdichten.!

Unter dem Begriff der Risikogesellschaft ist ein Bild der Gesellschaft gezeich-
net worden, das in vielfiltiger Form solche Verunsicherungen beschreibt.? Die
wirtschaftliche und technische Entwicklung der heutigen Wohlstandsgesellschaft
hat danach in vielfiltiger Form fiir den Einzelnen Verluste an sozialer Gewissheit
mit sich gebracht. Zudem rufe, so wird argumentiert, die ,industrielle Fort-
schrittsmaschinerie“ Nebenfolgen hervor, die raumlich und zeitlich entgrenzte,
meist unsichtbare und oft irreversible Risiken und Gefihrdungen mit sich brin-
gen, die das Potential der Selbstvernichtung einschliefen.

! Kaufmann, Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem: Untersuchungen zu
einer Wertidee hochdifferenzierter Gesellschaften, 2. Aufl., 1973, S. 14ff. (,Unsicherheit als Zeit-
diagnose®); Giinther/Meyer, Sicherheit als Wert und individuelles Bediirfnis, in: Klages/Kmieci-
ak (Hrsg.), Wertewandel und gesellschaftlicher Wandel, 1979, S.218ff.

2 Der Begriff wurde mafigeblich von dem Werk von Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in
eine andere Moderne, 1986, geprigt, das unter dem frischen Eindruck der Reaktorkatastrophe
von Tschernobyl verfasst worden ist, worauf Prittwitz, Strafrecht und Risiko, 1993, S.51 zu
Recht hinweist. Siehe z.B. Murswiek, Die Bewiltigung der wissenschaftlichen und technischen
Entwicklung durch das Verwaltungsrecht. 2. Bericht, VVDStRL 48 (1990), 207f. Aus soziologi-
scher Sicht ist die Begriffsbildung kritisiert worden. Die Kritik weist darauf hin, dass der Termi-
nus ,Risiko“ doch oft beherrschbare und beherrschte Vorginge kennzeichnet, wihrend unbe-
herrschbare Zustinde — von denen Beck ausgeht — mit dem von ihm allerdings synonym mit dem
sRisiko* verwendeten Begriff ,,Gefahr zu kennzeichnen seien. Sie ist im juristischen Schriftcum
bis auf wenige Ausnahmen — Prittwitz, a.a.0., S.56 — nicht rezipiert worden.

3 Beck, Gegengifte: die organisierte Unverantwortlichkeit, 3. Aufl,, 1990, S.28f. Ahnlich argu-



2 Teil 1: Einfiibrung und Fragestellung

Die Wirksamkeit der Formel von der Risikogesellschaft beruht wesentlich auf
einer besonderen Verwendung des Begriffs des Risikos. Er bezeichnet nach iibli-
chem Sprachgebrauch die Vorstellung, dass etwas Ungewisses durch eingrenzen-
de Beschreibung und Abschitzung des weiteren Verlaufs, der Wahrscheinlichkeit
und der Vor- oder Nachteile und durch Festlegung von Pflichten und Ansprii-
chen handhabbar gemacht werden kann. Mit dem Begriff des Risikos verbindet
sich insoweit die Vorstellung von Klirung und Ordnung. Das Bediirfnis nach Si-
cherheit, wie es oben angesprochen worden ist, kann man als Erwartung verste-
hen, dass jemand eine solche Klirung und Ordnung vornehmen soll. Solche Er-
wartungen ergeben sich nicht allein aus berechenbaren Mustern bestehender oder
zukiinftiger Einfliisse auf Interessen des Einzelnen, sondern viel grundlegender
aus der Vorstellung, dass jemand anderes auf ein bestimmtes Geschehen Einfluss
hat oder Einfluss nehmen soll. Inhalt und Adressat solcher Erwartungen ergeben
sich aus mehr oder weniger verdichteten Anhaltspunkten einer Verursachung
oder eines Zusammenhanges. Noch weitergehend kann diese Erwartung durch
besondere Moglichkeiten, Versprechen oder Verpflichtungen eines Dritten ge-
weckt werden. Daraus erkldrt sich die Beobachtung, Risiken seien nahezu unbe-
grenzt politisierbar.*

In der Formel von der Risikogesellschaft liegt eine Provokation. Sie besteht
darin, dass man ,Risikogesellschaft“ auch so lesen kann, dass das Risiko sich auf
die Gesellschaft im Ganzen bezieht. Die mit dem Begriff des Risikos verbundene
Vorstellung der Klirung, Handhabung und Ordnung wird damit ad absurdum
gefiihrt. Nicht irgendwelche Sachverhalte, sondern der gesellschaftliche Zusam-
menhang selbst, der beansprucht, durch Eingrenzung und Zuordnung Risiken
handhaben zu kénnen, wird zum Risiko. Insofern ist folgerichtig von einer orga-

nisierten Unverantwortlichkeit die Rede gewesen.’

§2 Sicherheit, Staat und Gesellschaft

Man wird annehmen kdnnen, dass die Protagonisten der Risikogesellschaft ihre
Bestandsaufnahme auf das soziale System im Ganzen bezogen wissen wollten. In
der Staatslehre ist aber der Befund der Risikogesellschaft ohne weiteres in den Ka-
tegorien von Staat und Gesellschaft verstanden worden. Aus dieser Sicht kann
und soll der Staat die aufler Kontrolle geratene Gesellschaft gleichsam vor sich
selbst schiitzen. Dementsprechend konzentrieren sich die Betrachtungen wesent-

mentiert Hans Jonas, Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik fir die technologische Zi-
vilisation, 1979, S.62ff. Siehe im einzelnen unten, §26.

* Trate, Staatliches Risikomanagement im Anlagenrecht. Linderbericht Deutschland, in: Rie-
del (Hrsg.), Risikomanagement im 6ffentlichen Recht, 1997, S.55 (103).

5 So der Untertitel von Beck, Gegengifte: die organisierte Unverantwortlichkeit.
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lich auf den Staat und seine Aufgaben, die mit Begriffen der Privention, der Vor-
sorge oder der Risikovorsorge sehr weitgehend umschrieben werden.®

I. Das Grundrecht auf Sicherheit und der Schutzstaat

Wesentliche Unterstiitzung hat die Betonung staatlicher Aufgaben in diesem Be-
reich durch eine Entfaltung des Begriffs der Sicherheit in der Staatslehre erhalten.
Er bezeichnete lange Zeit lediglich im Sinne einer Kategorisierung die einschlagi-
gen staatlichen Titigkeitsbereiche der inneren, der sozialen” und der technischen
Sicherheit, ohne dass daran weitere rechtliche Aussagen gekniipft waren.® Das
Grundgesetz fithrt die Sicherheit in einigen, aber hier nicht einschligigen Zusam-
menhingen an und spricht insbesondere in Art.24 Abs.2 von der kollektiven Si-
cherheitim Sinne der duferen bzw. der internationalen Sicherheit. Daneben ist im
Sinne von Sicherheit als Sicherheit vor willkiirlicher Verhaftung und Verfolgung
in Art.5 der Europaischen Menschenrechtskonvention® bzw. Art.9 des Interna-
tionalen Paktes iiber Biirgerliche und Politische Rechte!® und Art.3 der Allgemei-
nen Erklirung der Menschenrechte!! die Rede.!?

¢ Preufl, Risikovorsorge als Staatsaufgabe, in: Grimm (Hrsg.), Staatsaufgaben, 1994, S.523f.
(537): ,Von der Daseinsvorsorge zur ,Systemvorsorge“; Winter, Das Recht der Risikogesell-
schaft, KJ 1998, 5181f.; ders., Brauchen wir das? Von der Risikominimierung zur Bedarfspriifung,
Krit] 1992, 389-404; Kick, Ristkovorsorge als Staatsaufgabe, ASR 121 (1996), tff. (12ff.): , Tech-
nologische Risikovorsorge als Staatsaufgabe®; Wolf, Zur Antiquiertheit des Rechts in der Risiko-
gesellschaft, Leviathan, 1987 3571f., vgl. auch: Grimm, Verfassungsrechtliche Anmerkungen zum
Thema Privention, KritV 1986, 38ff.; Prittwitz, Strafrecht und Risiko, S. 136ff.

7 Kanfmann, Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem, S.91, der darauf
hinweist, dass in den USA mit dem Begriff der ,social security® soziale Sicherheit auch institu-
tionelle Bedeutung hat.

# Neuerdings ist auch von Umweltsicherheit die Rede, siche dazu insbesondere Carius/Lietz-
mann (Hrsg.), Umwelt und Sicherheit. Herausforderungen fir die neue Politik, 1998 und darin
insbesondere die Beitrage von Windfuhr, Die Rolle der Umweltpolitik in der Friedens- und
Konfliktforschung, S.571f., und Rohloff, Konfliktforschung und Umweltkonflikte: methodische
Probleme, S. 15541,

9 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4.11. 1950, BGBI.
1952 11 S. 685, 953, zuletzt erginzt durch Protokoll Nr. 8 v. 19.3. 1985 BGBL. 1989 11, S.546.

10 BGBI. 1973 IIvom 19.12. 1966, S.1534. Art.9 lautet: ,,Jedermann hat ein Recht auf person-
liche Freiheit und Sicherheit. Niemand darf willkiirlich festgenommen oder in Haft gehalten
werden.”.

1 Art.3 der allgemeine Erklirung der Menschenrechte v. 10.12. 1948 lautet: ,, Jeder Mensch
hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person.“ GV A/Res 217 (III), UN GAOR
3rd. Sess. Part I, Doc. A/810S.71.

12 Siehe auch den 4. Zusatzartikel zur Amerikanischen Verfassung: ,AMENDMENT IV: The
right of the people to be secure in their persons, houses, papers, and effects, against unreasonable
searches and seizures, shall not be violated, and no warrants shall issue, but upon probable cause,
supported by oath or affirmation, and particularly describing the place to be searched, and the
persons or things to be seized*, The Ten Original Amendments: The Bill of Rights. Passed by
Congress September 25, 1789. Ratified December 15, 1791.
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In neuerer Zeit ist der Begriff der Sicherheit in einem allgemeineren Sinne fiir
das Verfassungsrecht neu entdeckt worden. Insbesondere Isensee hat mit verfas-
sungsgeschichtlichen Bezugnahmen darauf hingewiesen, dass die Gewihrlei-
stung von Sicherheit der erste Legitimationsgrund des Staates war und einen bis
heute fortwirkenden Zweck des Staates darstellt. Er hat sich insoweit auf Hobbes
bezogen, fiir den sich die Menschen im Staat zusammenfinden, um dem Krieg al-
ler gegen alle zu entkommen. Sie geben danach ihr Recht auf unbeschrinkte Ge-
waltausiibung auf, um in der Obhut eines Staates aufgehoben zu sein, der das ein-
zige legitime Recht der Gewaltausiibung hat und damit Sicherheit bietet, indem er
den Einzelnen vor Ubergriffen anderer schiitzt.!?

Die dogmatische Sprengkraft dieses neuen verfassungsrechtlichen Verstindnis-
ses der Sicherheit liegt in dem Briickenschlag zu den Grundrechten unter An-
schluss an die in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes entwickel-
ten grundrechtlichen Schutzpflichten, die im Sinne eines Grund- bzw. Menschen-
rechts auf Sicherheit generalisiert werden.!*

Dieser Anstof ist bereitwillig aufgenommen und zu der Formel vom ,,Grund-
recht auf Sicherheit,, verdichtet worden. Diese eigentiimliche Zusammenfithrung
zwischen dem Begriff der Grundrechte und ihrem Deutungskontext im Verfas-
sungsrecht einerseits und dem untechnischen und in verschiedenen Schichtungen
des Staatsverstandnisses ansprechbaren Begriff der Sicherheit andererseits ist zu-
nichst fiir den Bereich der inneren Sicherheit fruchtbar gemacht worden.!” Es ist
nicht zu verkennen, dass der Begriff des Grundrechts auf Sicherheit wesentlich zu
einer Neuorientierung beigetragen hat, in der deutlich wird, dass der Schutz der
Einzelnen vor Gewalt und Kriminalitit grundrechtlich geboten ist. Im Zentrum
des Interesses stand dabei eine Diskussion iiber Aufgaben und Befugnisse der Po-
lizei im deutschen und europiischen Mafistab und dabei insbesondere der Begriff
der polizeilichen Informationsvorsorge.'®

13 In seiner Schrift De Cive heifft es dazu: ,Zum Frieden ist vor allem notwendig, dass jeder
gegen die Gewalttitigkeit der librigen soweit geschiitzt werde, dass er sicher leben kann, d.h.,
dass keiner einen gerechten Grund habe, andere zu fiirchten, solange er selbst ihnen kein Unrecht
zufiigt. (...) Sicherheit ist der Zweck, weshalb die Menschen sich anderen unterwerfen; und wenn
diese nicht erlangt werden kann, so gilt die Unterwerfung unter andere nicht als geschehen und
das Recht der Selbstverteidigung kraft Urteils in eigener Sache nicht als verloren. Denn man kann
nicht annehmen, dass jemand eher sich zu etwas verpflichtet oder sein Recht auf Alles aufgege-
ben habe, als bis fiir seine Sicherheit gesorgt ist.“ (zit. nach Isensee, Das Grundrecht auf Sicher-
heit, 1983, S.4).

14 Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit: zu den Schutzpflichten des freiheitlichen Verfas-
sungsstaates, 1983, S.271.; Robbers, Sicherheit als Menschenrecht: Aspekte der Geschichte, Be-
griindung und Wirkung einer Grundrechtsfunktion, 1987, S.1271f.

15 Siehe schon Bull (Hrsg.), Sicherheit durch Gesetze?, 1987.

16 Siehe Pitschas/Scholz, Informationelle Selbstbestimmung und staatliche Informationsver-
antwortung, 1984; Aulebner, Polizeiliche Gefahren- und Informationsvorsorge. Grundlagen,
Rechts- und Vollzugsstrukturen, dargestellt auch im Hinblick auf die deutsche Beteiligung an ei-
nem europiischen Polizeiamt (EUROPOL), 1998, S.4281f.
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AufderanderenSeiteistder Begriff des Grundrechts auf Sicherheitim Bereich ei-
nes Rechtsgebiets fruchtbar gemacht worden, das manim Allgemeinen als Umwelt-
und Technikrecht bezeichnet. Man kann annehmen, dass die Formel vom Grund-
recht auf Sicherheit in diesem Bereich dazu dient, den auch schon vorher iblichen
Begriff der Sicherheit mit einer Verfassungs- und mehr noch, einer Grundrechtsdi-
mension anzureichern. Der Gewinn, den man aus der Argumentationsfigur des
»Grundrechts auf Sicherheit” ziehen kann, liegt darin, dass deutlich wird, dass die
effektive Gewihrleistung von Grundglitern ein aktives Tun, eine Schutzbemiihung
des Staates voraussetzt, die in der Wirklichkeit wirksam ist. Der Erkenntnisgewinn
liegt auch in der Akzentuierung, dass die Tatigkeit der Polizei und der staatlichen
Behoérden im Bereich des Umweltschutzes dem einzelnen Biirger geschuldetist, so-
weit seine Grundrechte betroffen sind und eine Schutzpflicht besteht.

Das so pauschal verstandene ,,Grundrecht auf Sicherheit” fithrt letztlich zu ei-
nem Bild des Staates, der als ,,Schutzstaat® bezeichnet worden ist und in dem die
Schutzaufgabe den Staat und seine Befugnisse wesentlich bestimmt.!”

IT. Sicherheit als Schutz und Freiheit im Verfassungsstaat

Die Kritik an einem so zu verstehenden Schutzstaat hat in seinen Grundziigen
schon Locke in der Auseinandersetzung mit Hobbes formuliert. Auch bei Locke
griindet sich der Staat auf einen Vertrag zum gegenseitigen Schutz, fiir Sicherheit
und ein friedliches Leben. Insoweit kntlipft Locke an Hobbes an. Fiir ihn ist aber
der Staat nicht mehr die Fluchtburg einzelner vor dem Krieg aller gegen alle mit
einem absolutistischen Regime. Nach Locke leben die Menschen schon im Natur-
zustand frei, gleich und unabhingig auf der Basis eines Naturrechts zusammen.
Der Preis der Sicherheit bei Hobbes, die Unterwerfung unter einen absolutisti-
schen Staat in Ansehung seiner Missbrauchsméglichkeiten, ist fiir den Menschen
bei Locke nicht nur zu hoch, sondern unakzeptabel. Er liegt namlich aus dieser
Sicht schlicht in der Aufgabe des Naturzustands der Freiheit. Unsicherheit geht
nach Locke nicht nur von den kriegerischen Absichten der Mitmenschen, son-
dern ebenso vom Staat aus. Sicherheit ist damit nicht nur durch, sondern vor al-
lem auch vor dem Staat zu gewihrleisten. Das erste Mal ist damit das Verhilenis
von Freiheit und Sicherheit angesprochen. Nach Locke hat der Staat die Aufgabe,
die Entfaltung und Lebensgestaltung des einzelnen zu sichern. Sicherheit liegt in
diesem Sinne im Schutz vor Ubergriffen Dritter ebenso wie in der Sicherheit vor
staatlichen Ubergriffen.

17 Siehe H.-A. Hesse, Der Schutzstaat: rechtssoziologische Skizzen in dunkler Zeit, 1994, pas-
sim. Prittwitz, S.136ff. charakterisiert die Rezeptionsbedingungen des Grundrechts auf Sicher-
heit in einer Gliederungstberschrift polemisch wie folgt: ,,Die unheilige Allianz: Zur gemeinsa-
men Beschwérung eines Rechts auf Sicherheit der konservativen® staatsrechtlichen Position ei-
nerseits, der ,fortschrittlichen, ,radikalkologischen® Position andererseits“. Vgl. auch C. Cal-
liess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 12ff.
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Diese Argumentationslinien werden in der amerikanischen und franzésischen
Verfassungsentwicklung weiter entfaltet und variiert. So haben sich etwa die ame-
rikanischen Verfassungen des 18. Jahrhunderts auf die Sicherheit bezogen.!® Von
dem europiischen und insbesondere englischen Verfassungsdenken iibernimmt
die amerikanische Entwicklung den Vertragsgedanken, wonach der einzelne bei
Eintritt in den Staat von seinen Rechten abgibt, um Schutz zu erlangen. Miss-
braucht der Staat seine Macht oder kann er keinen dquivalenten Schutz gewahrlei-
sten, so erlangt der einzelne seine vollen natiirlichen Rechte wieder.!” Der Zusam-
menhang zwischen der Sicherheitsgewihrleistung des Staates einerseits und dem
Beitrag des einzelnen andererseits, der sich in dem Vertragsgedanken geduflert
hatte, ist in der amerikanischen Entwicklung weiter konkretisiert worden.?® Er
wird jetzt so eng, dass der Staat fast als eine Art Versicherungsverein auf Gegen-
seitigkeit erscheint. Typisch dafiir ist, dass die Stevern mit der Assekuranztheorie
legitimiert werden.?!

Fir die weitere Entwicklung insbesondere der europiischen Verfassungsge-
schichte ist das vorrevolutionire und revolutionire Frankreich von grofler Be-
deutung.?? In der Erklirung der Menschen- und Biirgerrechte, beschlossen von
der Nationalversammlung am 26. August 1789, heifit es: Ziel jeder politischen

18 sensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S. 12; Robbers, Sicherheit als Menschenrecht, S.51.
In der Virginia Bill of Rights vom 12. Juni 1776 heifit es in Section 3, dass die Regierung zum all-
gemeinen Wohle, zum Schutz und zur Sicherheit des Volkes der Nation oder Allgemeinheit ein-
gesetzt ist und dass diejenige Regierung die Beste ist, die den héchsten Grad von Gliick und Si-
cherheit hervorbringt. Die Unabhingigkeitserklarung vom 4. Juli 1776 bezieht die Sicherheit auf
bestimmte Rechte, zu deren Schutz die Regierung berufen ist. Als solche Rechte werden das Le-
ben, Freiheit, das Streben nach Gliick, das Eigentum und die Ehre gezihtt.

1% In der Verfassung von New Hampshire idE v. 1792, Part I, Bill of Rights, Artikel III kommt
dies klar zum Ausdruck ,, When men enter into a state of society, they surrender up some of their
natural rights to that society, in order to ensure the protection of others; and without such an ae-
quivalent, the surrender is void.“

2 So heiflt es in der Verfassung von New Hampshire weiter ,,Every member of the communi-
ty has the right to be protected by it, in the enjoyment of his life, liberty and property; he is there-
fore bound to contribute his share to the expense of such protection, and to yield his personal ser-
vice, when necessary, or an aequivalent.“ (Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S.13).

2t Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S.13, siehe dazu Mann, Steuerpolitische Ideale,
1937,S.105-111; kritisch dazu A. Wagner, Finanzwissenschaft, I1. Teil, 1890, S.217f.; Haller, Die
Steuern: Grundlinien eines rationalen Systems 6ffentlicher Abgaben, 3. Aufl, Tibingen 1981,
S.33f. (Bezug zu den Umweltabgaben).

2 Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S.14f.; Robbers, Sicherheit als Menschenrecht,
S.511f. Das zeigt schon der Entwurf des Abbé Sieyes tiber die Menschen- und Biirgerrechte, den
er im Juli 1789 dem Verfassungsausschuss der Nationalversammlung vorgelegt hat. Darin heiflt
es: , Artikel IX: Die Freiheit, das Eigentum und die Sicherheit der Biirger miissten unter einem
gesellschaftlichen Schutz stehen, der allen Angriffen iiberlegen ist. Artikel X: Daher muss dem
Gesetz eine Macht zur Verfiigung stehen, die in der Lage ist, den einfachen Biirgern Einhalt zu
gebieten, die sich unterstehen, die Rechte eines anderen zu verletzen., Sieyés, Préliminaire de la
Constitution. Reconnaissance et Exposition raisonnée des Droits de 'Homme & du Citoyen,
1789. Zitat bei Schmidt/Reichardr (Hrsg.), Sieyés, Politische Schriften 1788-1790, 1975, S.242f.
(254).
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Gemeinschaft ist die Erhaltung der natiirlichen und unverauflerlichen Menschen-
rechte: ,Les droits sont la liberté, la propriété, la siireté et la résistance a "oppres-
sion“ (Art.2). Die radikale Kritik des modernen Wohlfahrtsstaates hat diese Ge-
dankenlinien wieder aufgenommen. So findet sich bei Popper die Aussage:

»Die Behauptung, dass, wer Sicherheit wiinscht, die Freiheit aufgeben muss, ist eine der
Hauptstiitzen der Revolte gegen die Freiheit geworden. Aber diese Behauptung ist falsch.
Es gibt natiirlich im Leben keine absolute Sicherheit. Aber welche Sicherheit sich erreichen
1aft, das hingt von unserer eigenen Wachsamkeit ab, wenn sie durch Institutionen verstirkt
wird, die uns helfen, wachsam zu sein — d.h. von Demokratischen Institutionen, die erson-
nen sind, um (in platonischer Sprache) der Herde die Beaufsichtigung und Beurteilung ih-
rer Wachhunde zu erméglichen. %

Diese Aussage variiert eine alte Erkenntnis, die sich schon bei Hobbes findet:

»Allerdings ist es unmoglich, die Menschen ginzlich vor gegenseitigen Schidigungen zu
schiitzen, so dass sie weder durch Unrecht verletzt, noch getotet werden; darauf darf es hier
also nicht ankommen ...« 2*

Die Erkenntnis, dass auch der Staat am Ende keine absolute Sicherheit gewihrlei-
sten kann, wird damit bei Hobbes schon deutlich und von Popper spiter erkennt-
nistheoretisch in dem Sinne fundiert, dass es keine absolute Wahrheit gibt, die ei-
nen absoluten Staat legitimieren kann. Das Staats- und Menschenbild des Grund-
gesetzes folgt dieser Erkenntnis in die beschrinkte Moglichkeit, Wahrheit zu er-
kennen und mit dem Staat Sicherheit zu gewihrleisten. Aus ihr folgen die Frei-
heitsrechte, das Demokratieprinzip und die dadurch vorgezeichnete Trennung
zwischen Staat und Gesellschaft.

Von Hayek hat an diese Uberlegungen angekniipft und den Wohlfahrtsstaat
unter dem Begriff des ,,angemafiten Wissens“ kritisiert. Nicht er, sondern die Ge-
sellschaft verfiige tiber die besseren Informationen und kénne damit thre Angele-
genheiten besser selbst regeln.?¢ Deutlich ist damit die Frage der Verfiigbarkeit
von Informationen als Mafistab der Verteilung von Aufgaben zwischen Staat und
Gesellschaft angesprochen.

Die Kritik betrifft allerdings eher das Grundrecht auf Sicherheit in seiner gelidu-
tigen Rezeption denn den Begriff der Sicherheit an sich. Letzterer ist weiter ent-
wickelt worden: So soll nach Denninger ,Sicherheit, Vielfalt, Solidaritit“ an die

2 Popper, Die offene Gesellschaft und ihre Feinde, Bd. 1, 1957, S.431, Hervorhebung im Ori-
ginal. Es verwundert nicht, dass H.-A. Hesse diesen Ausspruch seinem auflerordentlich kriti-
schen Werk vorangestellt hat.

24 Hobbes, zitiert nach Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S. 4.

% Bickenforde, Demokratie als Verfassungsprinzip, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch
des Staatsrechts, Bd. I, (HStR I), 1995, § 22, S. 887; Rn. 58ff.; Rupp, Die Unterscheidung von Staat
und Gesellschaft, in: HStR I, 1995, §28, S.1187, Rn. 17{f.

2 won Hayek, Die Verfassung der Freiheit, 2. Aufl,, 1983, S.33ff,; ders., Die Anmaflung von
Wissen, ORDO 26 (1975), 12-21; siehe dazu: Streit, Wissen, Wettbewerb und Wirtschaftsord-
nung - Zum Gedenken an Friedrich August von Hayek, in: Francke (Hrsg.), Okonomischer In-
dividualismus und freiheitliche Verfassung, 1995, S. 147-185, insb. S. 159ff., 166.
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Stelle von ,Freiheit, Gleichheit, Briderlichkeit® treten,” wobei Sicherheit als
Rechtssicherheit, Sichersein der Biirger im Hinblick auf ihr Recht und als Rechts-
giitersicherheit verstanden wird.? Damit werden die wesentlichen verfassungsge-
schichtlichen Linien der Sicherheit: der Schutzaspekt und der Freiheitsaspekt -
hier erweitert um den Aspekt der Rechtssicherheit — wieder aufgenommen. Eine
solche Sicht stellt nicht die Aufgabe des Staates in Frage, Schutz zu gewihrleisten.
Letzteres kommt mit dem Begriff der Rechtsgiitersicherheit zum Ausdruck. An-
ders als bei der Vorstellung eines Grundrechts auf Sicherheit bleiben hier aber die
freiheitlichen, demokratischen und rechtsstaatlichen Gehalte des Begriffs der Si-
cherheit und ihre Spannungslage zu der staatlichen Schutzaufgabe gleichwertig
mitberiicksichtigt. Ein beachtenswerter Versuch, die zwei Seiten der Sicherheit
abschichtend zu verdeutlichen, ist jingst mit der Unterscheidung zwischen priva-
ter und offentlicher Sicherheit unternommen worden.?’

II1. Das Verhaltnis zwischen Staat und Gesellschaft in heutiger Sicht

Der moderne Wohlfahrtsstaat hat nicht mehr die Ubersichtlichkeit des liberalen
Staates in der Vorstellung von Locke. Er verfiigt iiber eine Dimension der Sozial-
staatlichkeit in dem Sinne der sozialen Sicherheit.*® Seiner Titigkeit sind keine
klaren verfassungsrechtlichen Grenzen gesetzt. Er ist ,,... zur Kompensation aller

erdenklichen Defizite, Benachteiligungen und Strukturmingel angehalten ...
«31

«

und ,,... [stofit] auf immer weniger natlirliche Tatigkeitsgrenzen ...

Er verfiigt aber auch nicht mehr iber die Selbstgewissheit und den Steuerungs-
optimismus, der einst die Kritik von Popper und von von Hayek herausgefordert
hat. In einer breiten Debatte wird seit lingerer Zeit das Aufgabenspektrum des
Staates und seine Titigkeit unter dem Gesichtspunkt der Uberforderung und sei-
ner sinkenden Leistungsfihigkeit und Steuerungsfahigkeit diskutiert und danach
gefragt, welche Aufgaben in die Gesellschaft zurtickverlagert oder jedenfalls un-
ter ihrer Beteiligung erfiillt werden konnen. Dabei geht es nicht nur um die deut-
lich gewordenen Grenzen seiner Kapazitit und insbesondere der 6ffentlichen
Haushalte, sondern auch darum, dass die dem Staat angetragenen Aufgaben kom-
plexer und uniibersehbarer geworden sind und nicht mehr mit den klassischen In-
strumenten bewiltigt werden kénnen.*

27 Denninger, Vielfalt, Sicherheit und Solidaritit, S.23ff.

B Aa.0.,S5.471.

29 Nitz, Private und 6ffentliche Sicherheit, 2000, S. 261f.

30 Siehe dazu Isensee, Grundrecht auf Sicherheit, S. 16f.
Siehe das Vorwort von Grimm in: ders. (Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben — sinkende
Steuerungsfihigkeit des Rechts, 1990, und besonders zu den Staatsaufgaben: Schulze-Fielitz,
Staatsaufgabenentwicklung und Verfassung, a.a.O., S.11 (30).

32 Siehe als Beispiel die Beitrige in: Grimm (Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben — sinkende
Steuerungsfihigkeit des Rechts, und die fiinf Jahre spiter aufgenommene weitere und prizisierte
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Fir komplexe, sich rasch wandelnde Regelungssachverhalte werden neue Ver-
fahren vorgeschlagen, die die staatliche Steuerung den Beteiligten weit 6ffnen und
etwa die Gemeinwohlverwirklichung durch Verhandlungen und Vereinbarungen
vorsehen. Es ist insoweit vom kooperativen Staat die Rede. Das Verwaltungsrecht
gewinnt damit prozesshafte Ziige, in denen die bisherigen Formen und Verfahren
hoheitlicher Gemeinwohlverwirklichung durch strukturierte Verfahren erginzt
werden, in denen sich Betroffene und der Staat auf gleicher Ebene begegnen und
der Staat sich unter anderem auf die Rahmensetzung beschrinkt und die weitere
Regelung im Sinne einer Selbstregulierung den Betroffenen iiberlisst.*® Weiterge-
hend wird die Verlagerung staatlicher Aufgaben auf private oder staatsferne Insti-
tutionen und schliefflich ein teilweiser oder ginzlicher Riickzug des Staates aus
bestimmten Aufgabenbereichen erwogen.

Den verschiedenen Entwicklungen ist gemeinsam, dass ,,... die in Jahrhunder-
ten entwickelte rechtliche Steuerung und Kontrolle der Staatstitigkeit in Mitlei-
denschaft gezogen wird und nur noch im schrumpfenden Bereich der klassischen
Staatstitigkeit in gewohnter Weise zum Zuge kommt.“** In vielen Fillen erweist
sich namlich die Betrachtung der Aufgabenzuweisung zwischen Staat und Gesell-
schaft als zentral, aber auch ambivalent. Der Staat zieht sich aus Aufgabenberei-
chen zuriick, die damit der Gesellschaft Giberlassen sind, bindet daran jedoch an-
dererseits zum Teil Pflichten, die sicherstellen sollen, dass die Gemeinwohlzwek-
ke verfolgt werden.?

Die dogmatische Auseinandersetzung mit diesen Entwicklungen steht erst am
Anfang. Sie hat zu einer neuen Betrachtung von Staatszwecken und Staatsaufga-
ben gefiihrt. Aus der Perspektive der Verwaltung hat sie Handlungsformen be-
trachtet, das Verhiltnis zwischen gesellschaftlicher Selbstregulierung und staatli-

Bestandsaufnahme in: Grimm (Hrsg.), Staatsaufgaben, 1994 mit dem zusammenfassenden Bei-
trag von Grimm, Staatsaufgaben - eine Bilanz, S.771ff.

% Siehe im Uberblick: Hoffmann-Riem, Tendenzen in der Verwaltungsrechtsentwicklung,
DOV 1997, 433f. und zum ~kooperativen Staat“: Schmidt-Afimann, Das allgemeine Verwal-
tungsrecht als Ordnungsidee: Grundlagen und Aufgaben der verwaltungsrechtlichen Systembil-
dung, 1998, 1. Kapitel, Rn. 46{f. Siehe aus dem breiten Schrifttum beispielhaft: Hoffmann-Riem/
Schmidt-Afmann/Schuppert (Hrsg.), Reform des allgemeinen Verwaltungsrechts. Grundfragen,
1993; zur Selbstregulierung siehe die Berichte von Schmidt-Preufi und Di Fabio, Verwaltung und
Verwaltungsrecht zwischen gesellschaftlicher Selbstregulierung und staatlicher Steuerung,
VVDStRL 56 (1997), 160ff. bzw. 2351f. Siehe insbesondere die einfithrenden Beitrige von Trute,
Verantwortungsteilung als Schliisselbegriff eines sich verindernden Verhiltnisses von offentli-
chem und privaten Sektor, S. 11ff. und Vofkuhle, Gesetzgeberische Regelungsstrategien der Ver-
antwortungsteilung zwischen 6ffentlichem und privatem Sektor, in: Schuppert (Hrsg.), Jenseits
von Privatisierung und ,,schlankem* Staat, 1999, S.471f.

3* Grimm, Vorwort, in: ders. (Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben — sinkende Steuerungsfihig-
keit des Rechts, S.7 und ders., Der Wandel der Staatsaufgaben und die Krise des Rechtsstaates,
2.2.0., S.2911f.

3 Siehe Grimm, Der Wandel der Staatsaufgaben und die Krise des Rechtsstaates, in: ders.
(Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben — sinkende Steuerungsfahigkeit des Rechts, S.2981f.; Di Fa-
bio, VVDSIRL 56 (1997), 235 (25411.), siche dazu unten, unter §35.
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cher Steuerung thematisiert. Teilweise in Anlehnung an systemtheoretische An-
satze wird dariiber hinaus versucht, mit den Begriffen des reflexiven Rechts und
prozeduralen Rechtsvorstellungen Funktionen des Rechts zu beschreiben.
Schliellich verspricht ein differenziert entfalteter Begriff der Verantwortung im
Sinne einer Erfillungs-, Gewihrleistungs- oder Auffangverantwortung und einer
Verantwortungsteilung Aufschluss iiber den Aufgaben- und Funktionszusam-

menhang eines enger werdenden Zusammenwirkens von Staat und Gesell-
schaft.*

IV. Die Gewahrleistung von Sicherheit im Umgang mit Risiken fiir
Gesundheit und Umwelt zwischen Staat und Gesellschaft

Der Befund der Risikogesellschaft bezieht sich besonders auf die technisch ver-
mittelte, gesundheits- und umweltwirksame Aktivitit der Gesellschaft. Die Vor-
stellung eines Grundrechts auf Sicherheit richtet sich auf diesen Bereich ebenso
wie die zunehmende Infragestellung der Leistungsfahigkeit des Staates. Im Vor-
dergrund steht dabei, wie Begrifflichkeiten des Risikoverwaltungsrechts, des Ri-
sikorechts und des Risikomanagements andeuten, der Umgang mit Risiken in
diesem Bereich. Damit sind wichtige Fragen der Informationsbeschaffung und
-bewertung, der Interessenabwigung, der notwendigen Uberpriifung und Ande-
rung von Entscheidungen angesprochen. Sie beziehen sich auf einen engen Zu-
sammenhang technischer Aktivitit, sozialer Regelung und 6kosystemarer Funk-
tionen mit Wechselwirkungen. Die damit verbundene Regelungsaufgabe ist iber-
wiegend der Verwaltung tibertragen. Thre wirksame Wahrnehmung ist aber weit-
gehend auf gesellschaftliche Beitrage angewiesen. Dies gilt insbesondere auch fiir
das Wissen um mogliche Auswirkungen und technische Lésungen. Hier wird im
Sinne des eben geschilderten neueren Verstindnisses des Verhaltnisses zwischen
Staat und Gesellschaft mit allen angefithrten Fragestellungen eine funktionale
Notwendigkeit sichtbar, staatliche und gesellschaftliche Leistungen zu verkniip-
fen, ohne dass andererseits der oben angesprochene Zustand ,organisierter Un-
verantwortlichkeit“ entsteht.

Der Umgang mit Risiken fiir Gesundheit und Umwelt mit seinen Mechanis-
men und dem Zusammenwirken von Staat und Gesellschaft ist in den Zusammen-
hang der Sicherheit mit ihren oben angesprochenen Bedeutungsgehalten zu stel-
len. Dabei ist als erstes an den iibergreifenden Aspekt der Freiheit zu denken. Wie
die verfassungsgeschichtlichen Beziige und immer von neuem das wirkliche Ge-
schehen zeigen, hat der Umgang mit Risiken dartiber hinaus eine Dimension des
Konflikts, die auf die innere Sicherheit verweist. Er hat schlieSlich eine soziale Di-

% Siehe Trute, Verantwortungsteilung als Schliisselbegriff eines sich verindernden Verhiltnis-
ses von offentlichem und privaten Sektor, in: Schuppert (Hrsg.), Jenseits von Privatisierung und
wschlankem* Staat, S. 111f. (15ff.); Hoffmann-Riem, DOV 1997, 433 (440ff.) und im einzelnen
unten, §34.
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Aarhus-Konvention 133, 289, 403

Abfallbeseitigung 102, 104

Abfallrecht 354

abfallrechtliches Prinzip kooperativer Ver-
antwortung 354

Abfallverbrennungsanlagen 136

Abnahmeverpflichtung 89

abstrakte Gefshrlichkeit 226

Abwigung 270

Abwirmenutzung 102, 104

Abwehranspriiche 414

Abwehrpflicht 70

Abwehrrecht 357,378

actio negatoria 66

Administrativenteignung, siehe Eigentums-
garantie

AIDS 358

Akkreditierungssystem 223

Akteneinsicht 78, 125, 132

Akzeptanz 391, 395, 444

Algen 239

Allgemeine Erklirung der Menschen-
rechte 3

Allgemeines preuflisches Landrecht 66

Allgemeinverfiigung 287

Allgemeinverstindlichkeit 287

Allokation 378

Altanlagen 84,90

Alternativenpriifung 342

Altlasten 19

Amtsermittlungsgrundsatz 74, 127

Amtstriger 93

Anerkennung 395

Anhérung 97,125

Anlagen

— Betrieb 391

- Genehmigung 411

- Genehmigungsverfahren 371

~ Recht 11, 65, 74, 286, 392, 417

Sanierung 92

— Zulassung 67

— Zulassungsverfahren 419

Anlassinformation 294

Anleitung fiir Zusammenbau und Wartung
226

Anmeldeverfahren 411

Anschnallpflicht 358

Antragsteller 393

Arbeiterausschiisse 41

Arbeitgeber 54, 62

Arbeitnehmer 358

— Vertreter 62

— Vertretung 361

Arbeitsausschisse 48

Arbeitsplatzkonzentration, maximale,
s. maximale Arbeitsplatzkonzentration

Arbeitsplatztoleranzwert, biologischer,
s. biologischer Arbeitsplatztoleranzwert

Arbeitsrecht 362

Arbeitsschutz 27,99, 224, 282, 357

- Gesetz 35

— Normen 336

— Standards 361

— System 401

Arbeitssicherheit 37, 142

Arbeitsstattenverordnung 43

Arbeitsstoffverordnung 53

Arbeitsunfille 29

Arbeitsverweigerungsrecht 57

Arzneimitte]l 225

- Bedenklichkeit 251

- Durchsetzung 252f.

- Forschung und Entwicklung 253

— Gebrauch vor Zulassung 253{.

Gesetz 227,249, 288

Haftung 253

Handel 231

Kosten-Nutzen-Relation 2511.

— Nachmarktkontrolle 2521.

- Nutzen-Risiko-Abwigung 251f.

Recht 300, 341

Stufenplanregelung 253

— Unbedenklichkeit 251f.

— Wirksamkeit, therapeutische 2491.

— Zulassung 252f., 281

Asymmetrische Informationslage 293
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Atmosphire 338

Aromgesetz 47,49, 146,171, 271

— Atomrecht, siehe auch Kernenergie 98,
272,396

— Atomrechtliche Verfahrensverord-
nung 148

— Ausstiegskonsens 173

- Ausstiegsregelung 172

— Bundesauftragsverwaltung 173

— Forderzweck 172

— Verbot von Neugenehmigungen 175

Aufbewahrungspflicht 282

Auffangfunktion 437

Aufgabenteilung 412

Aufgabenverantwortung 355

Aufgabenzusammenhang 408

Aufklarungsfunktion 74

Aufmachung 226

Aufsicht 149

Auftragnehmer 111

Ausgangsstoff 388

Auskunft 132

Auskunfuspflicht 103, 303

Ausloseschwelle 58

Ausschuss fiir Forschung, Technologie und
Technikfolgenabschitzung 452

Ausstieg, siche Kernenergie, Atomgesetz

Bauart 51

Baumusterpriifung 223
Bauprodukte 225,227
Beauftragte 383

Bedarfsprifung 340
Begutachtung 286

Behorde 109, 220

~ Entscheidung 395
Bekanntmachung 76
Belastungspfade 162

Beliehener 100
Beobachtungspflichten 278, 326
Bergrecht 99

Berichtspflicht 102, 278
Berufsfreiheit 1771f., 339f., 369
Berufsgenossenschaft 36, 363, 381, 401, 411
Berufskleidung 231
Berufskrankheiten 29, 37, 358

— Verordnung 38
Beschaffungspflicht 132
Beseitigung 80
Besorgnispotential 156
Bestandskraft 81
Bestandsschutz 73, 150, 350, 369
Bestimmtheitsgrundsatz 434

Bestrahlung 229f.

Beteiligung 421

Beteiligungsanspruch 361

Beteiligungsrechte 131, 336, 394

Betreiberpflichten 278

Betrieb 109

Betriebsangehérige 102

Betriebsbeauftragter fiir Inmissionsschutz
99, 121

Betriebsentscheidung 410

Betriebsgeheimnisse 77

Betriebsritegesetz 42

Betriebsverfassungsgesetz 42

Beurteilungsermichtigung 94

Beurteilungsspielraum 150

Bewahrung 377

Beweiserleichterung 138

Beweislast 304, 349

Beweisregelung 294

Bewertung 270, 342

Binnendifferenzierung 386

Binnenmarkt 218f.

Binnenmarktstandards 396

biographische Krise 366

biologische Vielfalt 338

biologischer Arbeitsplatztoleranzwert 55, 57

biotechnologisch hergestellte Lebensmittel
239

Bismarck 28

Blei 96

Boden 68, 110

— Nutzung 111

- Verunreinigung 111

Branchenabkommen 89

Briiderlichkeit 8

BSE 217

Budgetrecht 436

Bundesamt fiir Naturschutz 384

Bundesamt fiir Post und Telekommunika-
tion 144

Bundesamt fiir Strahlenschutz 384

Bundesamt fiir Umwelt 384

Bundesamt fiir Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit 234 1.

Bundesberggesetz 49

Bundes-Bodenschutzgesetz 21

Bundesgerichtshof 216

Bundesgesetzgeber 91

Bundes-Immissionsschutzgesetz, siche Anla-
gen

Bundesinstitut fiir Risikobewertung 234

Bundesministerium fiir Arbeit und Sozial-
ordnung 38
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Bundesministerium fiir Forschung und Tech-
nologie 140

Bundesministeriums fir Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit 159

Bundessozialgericht 38

Bundesverwaltungsgericht 86, 360

Bund-Linder-Ausschuss fiir Atomenergie
158

Biiro fur Technikfolgenabschitzung beim
Deutschen Bundestag 452

Cassis de Dijon 292

CEN 220

CENELEC 220

CE-Zeichen 221, 223,292
Chemikaliengesetz 49, 53, 225
Chemikalienpriifung 281
Chemikalienrecht 412

Compliance andit, siehe Oko-Audit

Dampfkessel-Uberwachungsvereine 31, 67

Darbietung 226

Darlegungslast 349

Daseinsvorsorge 320, 339

Daten 37

Datenaustausch 281

Datenerhebung 103

Deckungsvorsorge 138, 151, 314, 412, 428

Delegation 410

Demobkratieprinzip 289, 397, 434

demokratische Staatsform 431

demokratische Teilhabe 128,419

Demonstrationsfreiheit 24

Denninger 7

Deregulierung 417, 455

Deutsche Akkreditierungs- und Zulassungs-
gesellschaft fir Umweltgutachter mbH
115

Deutsches Institut fir Normung 274

Dezision 329

DEG

— Kommission 282

— Senatkommission 422

Differenzierung 14

diffuse Interessen 379

DIN 47,274,398

diskursive Risikoregelung 388

Diskurszusammenhang 425

Dispositionsbefugnis 359

Distanzschiden 315, 382, 415

Divergenzvorlage 99

Doppelkontrolle 227,279, 388, 413

Dosisgrenzwerte 162

Drei-Stufen-Theorie zur Berufsfreiheit 176

Drittschutz 403

Drittwirkung der Grundrechte 347

Drogen 362

Durchsetzung 347, 350, 401

dynamischer Grundrechtsschutz 129, 397,
435

Dynamisierungsklauseln 90

Effektivitdt 356

Effektivititprinzip 22

Effizienz 356

EG-Beteiligungsverfahren, siche Gentech-
nikgesetz

Eigeninitiative 102

Eigenkontrolle 115

Eigensicherung 25

Eigentum 96

— Garantie 339, 346, 369

— — Administrativenteignung 179

— — Inhalts- und Schrankenbestimmung

1791f.

— — Legalenteignung 179

- Recht 338

Eigeniiberwachung 98f., 102, 401

Eigenverantwortung 346 ff.

Eigenzeitlichkeit 365

Eingriffsregelung 377

Einstufung 53

Eintrittswahrscheinlichkeit 168

Einwendung 79

Einwirkungsbereich 86, 103, 138

Einwirkungs-Richt-Konzentration 60

Elektrizititswirtschaft 89

Elektrosmog 141,296, 434

Element der Wette im Handeln 345

EMAS, siehe auch Oko-Audit 114

Emission 69, 86

Emissionswerte 71

Emmissionserkldrung 80

Empfingerhorizont 287

empfindliche Gruppen 335

Endabnahme 222

Energie 388

— Versorgung, Sicherstellung der 174

Energiewirtschaftsgesetz 176, 225

Enquete-Kommission 439

— Chancen und Risiken der Gentechnologie
445

— Technologiefolgenabschitzung- und
Bewertung 448

- Zukiinftige Kernenergiepolitik 444

Enteignung 429
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Entfaltung 359

Entfaltungsfreiheit 378

Entfaltungsinteresse 366

Entschidigung 301, 315

Entscheidungshorizont 433

Entscheidungsprogramm 412

Entscheidungsspielraum 394

Entsorgungsmoglichkeit 82

Entwicklungsgefahren 215

Entwicklungsrisiko 305

EPA (Environmental Protection Agency —
USA) 109

Erfullungsverantwortung 355, 416

Erkenntnismoglichkeit 330

Erkenntnispflicht 284

Erklirung der Menschen- und Biirgerrechte
von 1789 6

Ermessen 153

Ernahrungsmingel 238

Erorterungstermin 393

Ersatzvornahme 316

Erschiitterung 111

Erwartungshaltung 238

Erwerbsinteresse 358, 360

ethisches Prinzip 345

Etikettierung 241, 292, 360, 427

EuGH 51,97, 132

Europiische Behérde fiir Lebensmittelrecht,
siehe Verordnung (EG) Nr.178/2002

Europiische Menschenrechtskonvention 3

Europiische Norm 220, 223

europiische Normung 220 ff.

— Institutionen 396

— Struktur 221

europiische Verwaltungskooperation 223

Experimentiergesetz 457

Expertenkommission zur Vereinfachung und
Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren 122

Externalisierung 415

Fabrikationsfehler 213
Fabrikinspektoren 30
Fachkunde 100, 115
Fihigkeitsverantwortung 355
Fehlvorstellung 291, 360
Fernmeldeanlagengesetz 142f.
Fernwirkung 138, 345
Fertigungskontrolle 222
Feuerungswirmeleistung 90
FFH-Richtlinie 312
Flexibilitit 356
Folgenverantwortung 345, 356

Fondshaftung 382

Fondslosung 317

Forderzweck 147, 381

Forschung

- und Entwicklung 140, 2991.

— Freiheit 339

— Verantwortung 430

Frankreich 6

Fretheit 8, 11

Freiheit zur Verantwortung 364

Freiheitsbeschrinkung 357

Freiheitsrechte 376

Freirdume 72

Freisetzungsrichtlinie, siehe auch Gentech-
nikgesetz 185,241

Friedens- und Rechtsordnung 18

Futtermittel, siehe Verordnung (EG) Nr.
178/2002

Garantenpflicht 216

Gebot der Sachlichkeit 293

Gebot der Wissenschaftlichkeit 330

Gefahr 153

Gefahrenabwehr 14, 66, 72, 153f., 326, 402,
418

Gefahrenanalyse 50

Gefahrenlagen 325

Gefahrenschwelle 70

Gefahrenverdacht 70

Gefahrenvorsorge 322

Gefahrerforschungseingriffe 20

Gefahrgutbeauftragter 98

Gefahrstoffe

— Ausschuss 59

— Recht 282

— Verordnung 53

Gegenmachtbildung 398

Gemeinlastprinzip 317

gemeinsame Umweltverantwortung 354

Gemeinschaftsgiiter 374

Gemeinwohl

~ Auftrag 355

~ Bindung 394

— Definition 391

— Findung 431

- Konkretisierung 391f.

- Orientierung 363

— Vorbehalt 340

Genehmigung 350

Genehmigungspflicht 140

Genehmigungsverfahren 65, 67, 74, 287

Genehmigungsverhilenis 401

genetisch veridnderte Organismen 242, 246
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Gentechnik 139, 225, 239

- Enquéte-Kommission Chancen und Risi-
ken der Gentechnologie 184

— In-vitro neukombinierte Nukleinsiuren,
Richtlinien zum Schutz vor Gefahren 183,
202

Gentechnikgesetz 183, 197,271, 426

— ,enge“ Mittel-Zweck-Relation 195

— Anmeldeverfahren 198

— Basisrisiko 191

— Bestands- und Vertrauensschutz 188

- Bestandsschutz und Befristung 207

- Betreiberpflichten 185ff.

~ EG-Beteiligungsverfahren 201

Freisetzungen und Inverkehrbringen

192

— — Europiisierung 200

— Genehmigung 206

— Gentechnik-Anhdrungsverordnung 201

— Gentechnik-Aufzeichnungsverordnung
196

— Gentechnik-Verfahrensverordnung 198

Haftung 208

— — Deckungsvorsorge 210

— — Entwicklungsrisiken 209

Niitzlichkeitskontrolle 195

Offentlichkeitsfunktion 205

- Risikobewertung 186ff.

Robert-Koch-Institut 199

Sicherheitsstufen 189ff.

— — Zulissigkeit der ersten Sicherheitsstufe

190

— Uberwachung 207

- Unvertretbare Einwirkungen 193

zweistufige Anlage der Sicherheitskonzep-

tion 188f.

Gentechnikrecht 278, 325, 340f.

Gentechnik-Verfahrensverordnung, siehe
Gentechnikgesetz

Genussmittel 362

Geritesicherheit 142

Geritesicherheitsgesetz 45, 50f., 222,
225

Gerechtigkeitsprinzip 22

Geruch 111

Gesamtverantwortung 107

Geschiftsgeheimnisse 77

Geschiftsordnung 97

Gesellschaft 12, 109, 351, 365

Gesellschafter 107

Gesellschaftsvertraglichkeit 24

Gesetzesfolgenabschitzung 439, 454

Gesetzesvorbehalt 434

Gesetzgeber 11

Gesetzgebung 433
Gesetzgebungsverfahren 102
gesetzliche Unfallversicherung 381
Gestaltungsspielraum 70, 342
Gestaltungsspielraume 94
Gesundheit 11, 39, 96

— Beeintrachtigung 361

— Interesse 375, 380

— Reform 348

— Schutz 142, 291, 336, 360, 367
Gesundheitswesen 361
Gewibhrleistungsverantwortung 355
Gewasser 110,377
Gewisserbeauftragter 99
Gewisserschutz 382
Gewerbeaufsicht 401, 411
Gewerbefdrderung 66
Gewerbefreiheit 28
Gewerbeordnung 34f., 43,49, 671, 1231.
Gewerkschaft 220, 361
Gewissheit 2671,

Gleichheit 8,91, 341

Globales Konzept 222

Grenzwert 891, 96, 145, 298, 358, 387
— Festsetzung 335
Grofidemonstration 24
Grofifeuerungsanlagen 88

- Verordnung 70

Grundpflicht 70, 73, 85
Grundrechte 351, 357
Grundstiicksnutzung 139
Gruppenarbeit 113

Gurtgegner 361

Gurtpflicht 361

Gutachter 115
Gutachterzulassung 117
Giiterordnung 374f., 378

Hafrpfliche 32

Haftpflichtrisiko 298
Haftpflichtversicherung 279
Hafrung 11,29, 151, 213, 327, 349, 354, 356,
409, 4131, 416

Antarktis, Umweltschiden 309
- Ausgleichsmafinahmen 310

- Ausschluss 413

— HNS-Ubereinkommen 308
Lugano-Konvention 310
nukleare Schiaden 308
Olverschmutzungsschiden 307
Recht 215,375

Regelung 298
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— Richtlinie iiber die Umwelthaftung
(Entwurf) 310

- Risiko 151

— Verantwortung 355

— Wiederherstellungsmafinahmen 310

Handelskammer, internationale 110

Handlungsfreiheit 339f., 346, 359

Handlungshaftung 306

Handlungsverantwortung 355

Handwerkskammer 109

Harmonisierung 219

von Hayek 8

Heidelberger Fernheizwerk 91

Heilberufe 231

Heilgewerbe 231

herrschaftsfreier Diskurs 459

Hersteller 50, 216, 225, 230

Herstellerargument 297

Heuristik der Furcht 345

Hilfeleistung 358

Hinwirkungsfunktion 102, 104

Hobbes 4f.

Hochschornsteinpolitik 88, 415

Holzbearbeitungsmaschinen 51

horizontales Konzept 224

Immissionen, siche auch Anlagen 69
- Erklirung 103

— Grenzwerte 95

— Schutz

— — Beauftragter 80, 98, 100, 106

- - Recht 396

Inbesitznahme 377

Individualgiiter 168
Industrialisierung 28, 66, 411
Industrie 220

Industrie- und Handelskammer 109
Information 218, 284

— Anspruch 289, 402

— Beschaffung 285

— Beziehung 415

— Defizit 291, 294, 297, 390

— Ordnung 294

Pflichten 326

— Recht 131,436

Regelung 284

Richtlinie 221

— System 282

— Verteilung 360

— Vorsorge 4,320

— Zugang 289

informationelle Selbstbestimmung 358
Initiativfunktion 102, 104

Sachregister

Innenrecht 93

Innovation

— Grenze 88

- Bemthen 105

Instruktionsfehler 213

integrierte Anlagengenehmigung 341

Interessen

— Ausgleich 421, 431

~ Beriicksichtigung 412, 439

— Gruppen 128

Sicherung 390

— Zuordnung 418

— Vermittlung 343

— Wahrnehmung 374

Internalisierung 379

Internationale Handelskammer 110

Internationaler Pake tiber Biirgerliche und
Politische Rechte 3

intertemporaler Verteilungskonflikt 366, 372

Investition

— Ristko 352,413

— Sicherheit 74,352

In-vitro neukombinierte Nukleinsiuren,
Richtlinien zum Schutz vor Gefahren,
siche Gentechnik

Irrefithrung 238

Isensee 4

ISO 14001, siehe Oko-Audit

IVU-Richtlinie 68, 339

Jonas 344

Kaiserliche Botschaft vom 17. November
1881 32

Kalkar 46, 154,272,331, 434

Kapitalgesellschaft 107

Katastrophenschutz, siehe Kernenergie

Kaufentscheidung 391, 410

Kausalbeziehung 317

Kausalititsprobleme 303

Kennzeichnung 53, 214, 226, 241

— Pflicht 292

— Vorschriften 241

Kernenergie, siehe auch Atomrecht 146

— Ausstieg aus der friedlichen Nutzung 171

— Katastrophenschutz 170

- Risiko-Streuung 170

— Zivilschutz 170
Kernforschungszentrum Karlsruhe 452
Kerntechnischer Ausschuss 160
Kindergirten 145

Klarheit von Normen 397
Kleinemittenten 382
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Klima 338

Kohirenz 325,336, 341

Kohlepfennig 89

Kommission 97

Kommunikation 284

Kommunikationsbeziehung 415

Kompensation 73, 85, 403, 420

Konferenz der Vereinten Nationen iiber
Umwelt und Entwicklung von 1992 321

Konfliktfestigkeit 24

Konformitit 223

— Erklirung 142,222

— Nachweis 228

— Prifung 399

Konkretisierung 71

Konkurrentenklage 406

Konsens 354

Konstruktion 50

Konstruktionsfehler 213

Konsumentendemokratie 293, 360

Konsumverhalten 242, 358

kontinuierliche Verbesserung 111

Kontrastinformation 398

Kontrollaufgaben 387

Kontrollaufwand 428

Kontrolldichte 127, 342, 403, 405

Kontrolle 409

Kontrolle der Kontrolleure 223

Kontrollerlaubnis 342, 427

Kontrollfunktion 102, 436, 440

Kontrollverlust 418

Kontrollverstirkung 417

Kontrollzusammenhang 418

Konzeptanderung 436

Kooperationsprinzip 130, 354

Koordinierungsstelle Umweltschutz 274

korperliche Unversehrtheit 359, 376

Kérperschaden 315

Karperschaft 109
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